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VORTRAG

l. Die Zusammenlegungsdiskussion
1.  Ausgang

Im Rahmen der derzeit auf Eis liegenden Justizreform wird neben der Zusammen-
fassung der 6ffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten auch die Zusammenlegung von
ordentlichen und Arbeitsgerichten befiirwortet. 1997 hatte der Sachverstandigenrat
»Schlanker Staat“ die Zentralisierung der Rechtspflege und die Konzentration auf
zwei Gerichtsbarkeiten gefordert. Daran schlof sich eine intensive Diskussion an, bei
der vor allem Stimmen der Arbeitsgerichtsbarkeit und des Arbeitsrechts die Bei-
behaltung einer selbstandigen Arbeitsgerichtsbarkeit gefordert haben.

Dabei muR man sich im Klaren dariiber sein, dal} eine Zusammenlegung eine Ver-
fassungsanderung erfordert, weil Art. 95 GG fiinf oberste Gerichtshofe fiir die funf
Gerichtsbarkeiten vorschreibt. Die Frage, ob die Norm nur die Gerichtsorganisation
des Bundes erfal3t oder auch getrennte Gerichtsbarkeiten in den Landern vorgibt, ist
weniger bedeutsam. Denn die Option einer einheitlichen ordentlichen Gerichts-
barkeit mit BGH und BAG als getrennten Bundesgerichten verfehlt die Rechtseinheit
gerade an der Spitze und stellt damit das Zusammenlegungskonzept in Frage. Wenn
aber mit Blick auf die Bundesgerichte ohnehin eine Verfassungsanderung er-
forderlich ist, konnte Art. 95 GG insgesamt auf zwei Gerichtsbarkeiten hin konzipiert
werden.

Denkbar sind verschiedene Modelle, die an die Stelle einer eigenstandigen Arbeits-
gerichtsbarkeit treten konnen.

e Nur theoretisch: die vollstandige Eingliederung der Arbeitsgerichte in die
Zivilgerichte ohne eigene institutionelle Spruchkorper — wie fiir die ebenfalls
auf sozialen Schutz ausgerichteten Wohnungsmietsachen (Beispiel: nieder-
landische Arbeitsgerichte).

e Eingliederung mit besonderen, ,spezialisierten“ Spruchkoérpern aber ohne
Besetzung mit Laienrichtern, wie die Familiengerichte und die Kartellsenate
bei den OLG und dem BGH (so in Italien).

e Eingliederung als besondere Spruchkorper mit Beisitzern — vergleichbar, den
Kammern fiir Handelssachen, den Schéffengerichten in Strafsachen, den
Jugendgerichten, aber auch den sozialgerichtlichen Kammern fiir An-
gelegenheiten der Grundsicherung fiir Arbeitssuchende (§§ 10 Abs. 1 Satz 1,
12 Abs. 5 SGG).

e Eine Flexibilitatsklausel, die den Landern die Gerichtsorganisation tUberlaRt -
entweder landesweit einheitlich oder mit Differenzierungsmoglichkeiten
innerhalb des Landes (landlicher/stadtischer Raum).

2. Schwache Argumente
a. Sparen, sparen, sparen

Die Diskussion ist merkwiirdig — weil sie sich in Zeiten knapper Staatskassen vor
allem auf Sparbemiihungen konzentriert. Dabei wird weder liberschlagig kalkuliert,
wie hoch die Einsparungen sein kénnen, noch wird liber die Einnahmeseite nach-
gedacht (unten Il.5.), noch wird eine Kosten-Nutzen-Analyse vorgenommen, die
danach fragt, ob die Arbeitsgerichtsbarkeit ihren Preis wert ist.
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Den Zusammenlegungsbefiirwortern geht es zuerst um effektiven auslastungs-
bezogenen Personaleinsatz, also die Nutzung von Versetzungsmoglichkeiten
innerhalb derselben Gerichtsbarkeit, und um Einsparungen durch Synergieeffekte
- einheitlicher Leitungsapparat und operative Ersparnisse durch Gemeinsamkeit
Einkauf, Bibliotheken, Sitzungsraume und Geschiftsstellen — also dasjenige, was
man neudeutsch ,,shared services“ nennt.

Synergieeffekte konnen ohne Zusammenlegung erzielt werden, wenn Arbeitsgericht
und ordentliches Gericht raumlich zusammenhangend residieren. Die Einsparung an
Gerichtsprasidenten und -direktoren ist marginal, wie man an der Abschaffung des
Bayerischen Obersten Landesgerichts sehen kann. Umgekehrt spielen die Kosten
einer Zusammenlegung — insbesondere des Umzugs und der Bezirksangleichung —
keine elementare Rolle, weil diese nur einmal anfallen.

Effektiver Personaleinsatz hat mit Organisation zundchst wenig zu tun. Die zu
organisierende Aufgabe, also der Zweck der Organisation, folgt nicht dem sie
leistenden Menschen. Umgekehrt miissen die Richter so eingesetzt werden, dal3 dies
effektive Justizgewahrleistung sichert. Rechtsprechung dient den Rechtssuchenden,
ist also nicht auf die Richter bezogen. Weder deren ,egoistische Wiinsche nach
besonderem Zuschnitt der Gerichtsbarkeit fiir die Selbstverwirklichung oder
Bequemlichkeit sind mafRgebend, noch der Wunsch des Dienstherren, mit Richtern in
bestimmtem Sinne verfahren zu kénnen. Kein Unternehmen kame auf die Idee, zwei
Betriebe zusammenzulegen, nur um den Personalaustausch zwischen den beiden
Arbeitsorganisationen zu erleichtern.

Deswegen sind Uberlegungen, die Rechtswegzustindigkeiten flexibel und aus-
lastungsbezogen zu regeln, verfehlt. Entweder gibt es ein Beduirfnis nach getrennten
Organisationsformen, dann kann dieses Bediirfnis nicht von nachgeordneten Aus-
lastungsbemiihungen lUberwunden werden. Oder es gibt kein solches Bediirfnis,
dann mag man einheitliche Gerichte schaffen.

Auch der baden-wiirttembergische Weg, Arbeitsgerichte mit groRem Einzugsbereich
und AuBenkammern zu schaffen, findet mithin seine Rechtfertigung nicht im
flexiblen Personaleinsatz. Unter Organisationsgesichtspunkten vollends abwegig ist
es, rechtswegiibergreifend Einzelzustandigkeiten nach Belieben zu ,verschieben®.
Diesen Notnagel hat der Gesetzgeber mit den §§ 5oa ff SGG seit dem 1.1.2005 ein-
geschlagen: Danach kann der Landesgesetzgeber bestimmen, daR die Sozial-
gerichtsbarkeit in bestimmten Angelegenheiten durch besondere Spruchkdrper der
Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte wahrgenommen wird — vor
allem in Fragen der Sozialhilfe und der Grundsicherung fiir Arbeitssuchende. Das ist
keine Organleihe (wie bei der Tatigkeit des BVerfG als Landesverfassungsgericht fiir
Schleswig-Holstein), weil ein und dasselbe Bundesland als Rechtstriager der Landes-
justiz betroffen ist. Die Gerichtszweige sind Organisationsformen und keine Korper-
schaften. Es handelt es sich um eine Organisationsleihe. Ahnlich 138t sich auch die
systemwidrige Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte fiir Personalvertretungs-
sachen qualifizieren. Der Systembruch ist daran erkennbar, daf die Verwaltungs-
gerichte das Verfahrensrecht des ArbGG anzuwenden haben.

b. Erleichterte Versetzung und Abordnung

Die Bewiéltigung unterschiedlichen Personalbedarfes — zur Zeit: Uberlastung der
Sozialgerichte und Unterlastung der Verwaltungsgerichte, ist eine Frage nicht der
Gerichtsorganisation, sondern der Regeln des Personaleinsatzes. Es kann von vorn-
herein kein subjektives Recht des Richters an einer bestimmten Planstelle geben.
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Vielmehr ist der Dienstherr kraft seiner Organisationshoheit berechtigt, Gerichte
aufzulésen, zusammenzulegen oder zu verkleinern, um insbesondere dem Riickgang
an Streitsachen Rechnung zu tragen oder andere gestalterische Organisations-
erwagungen umzusetzen. Hier spielt kiinftig vor allem die Entvolkerung ganzer
Landstriche eine Rolle.

Begrenzt wird dieses Recht einmal aus der Sachbezogenheit des Organisationsaktes
— er muf} auch unter Beriicksichtigung eines exekutiven Entscheidungsspielraums
einem nachvollziehbaren Organisationskonzept zur Bewaltigung der Justiz-
gewahrleistung folgen.

Zum anderen — und das ist der zentrale Punkt — darf die richterliche Unabhangigkeit
und das Prinzip des gesetzlichen Richters nicht angetastet werden, Artt. 97,101 Abs. 1
Satz 2 GG. Dazu gehort insbesondere der Grundsatz der Unversetzbarkeit und der
UnentlaBbarkeit (Inamovibilitat). Kein Grundsatz ohne Ausnahme, einschlagig ist
hier Art. 97 Abs. 2 Satz 3 GG, der fiir Anderungen der Einrichtung der Gerichte oder
ihrer Bezirke Versetzung und Entlassung gerade zulaBt, wenn der Richter-Personal-
bedarf so einschneidend verringert wird, daf} Richteramter entfallen. Konkretisiert
wird diese Ausnahme in § 32 DRIiG, der vom BGH als Dienstgericht des Bundes fiir die
Auflésung des Bundesdisziplinargerichts zum 31.12.2003 praktisch gemacht worden
ist (Versetzung eines Richters zum Bundespatentgericht).

Freilich darf das Regel-Ausnahme-Verhdltnis nicht miRverstanden werden: Die
Befugnis zur Anderung der Gerichtsorganisation und die richterliche Unabhingigkeit
stehen beide im Dienst der Justizgewahrleistung. Dabei kommt der Aufgaben-
organisation grundsatzlich der Vorrang vor der Inamovibilitdt zu: Es kann keinen
Rechtssatz geben, der den Dienstherrn davon abhilt, ein im Interesse der Allgemein-
heit fiir erforderlich gehaltenes Organisationskonzept umzusetzen, nur damit
Richter ihr Amt behalten kénnen.

Um die Versetzbarkeit mit Blick auf das Verbot disziplinierender MaBnahmen zu
effektuieren, bedarf es lediglich einer Anderung von § 32 DRiG in Form einer auch
personalen Konkretisierung der VerhaltnismaRigkeit. Neben der primar maR-
geblichen Eignung fiir das kiinftige Richteramt muf ein Auswahlkriterium ge-
schaffen werden — vor allem das Dienstalter, bei Ortswechseln liber groRere Ent-
fernungen auch die familidre Situation des Richters. Erganzend ist daran zu denken,
zur Bewaltigung voriibergehender Engpasse die Abordnung des § 37 DRIG zeitlich
auszuweiten — von drei Monaten auf ein Jahr — und sie auch gerichtszweigtiber-
greifend zuzulassen. Das Arbeitsleben verlangt heutzutage von den Arbeitenden
vielfach eine hohere Flexibilitdt im Interesse der Aufgabenerfiillung; dies darf man
auch der Richterschaft abverlangen. Den Professoren iibrigens auch. Schlecht
gelaunte Langweiler, die mit Versorgungsgedanken auf ihren Lebenszeitstellen
kleben, darf es nicht geben.

Solche Personaleinsatzflexibilitat tiber Gerichts- und Gerichtszweiggrenzen hinweg
nimmt den Zusammenlegungsbefiirwortern ihr zentrales Anliegen: Denn ob die
Zuweisung innerhalb eines zusammengelegten Gerichts vom Prasidium vor-
genommen werden kann, oder ob sie von einem Rechtspflegeministerium aus-
gesprochen wird, macht nur einen Zustandigkeitsunterschied.

c. Personalentwicklung

Gelegentlich wird in der Diskussion — von Unternehmensvertretern — geaullert,
Richter miiRten durch gelegentlichen Positionswechsel (,Job Rotation®) ihren
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Horizont erweitern. In der Tat: Der Langzeiteinsatz auf derselben Stelle kann zu
Gewohnung und Verflachung fiihren. Die Erfahrung verschiedener beruflicher An-
forderungen auf unterschiedlichen Einsatzstellen bereichert das Arbeitsleben und
entwickelt das Personal.

Nur: Kein Arbeitgeber wiirde Betriebe oder Unternehmen zusammenlegen, um die
Personalentwicklung zu férdern. Und kein verniinftiger Arbeitgeber wird Personal-
entwicklung gegen den Willen des Betroffenen mit Versetzungen durchdriicken.
Personalentwicklung muR im Einvernehmen mit dem Betroffenen erfolgen. Dafiir
sind entsprechende Anreizstrukturen erforderlich — mit Blick auf héhere Amter, aber
womoglich auch durch eine andere Vergiitungsstruktur. Insofern mag man der
Justizverwaltung eine Blickverengung auf den Ministeriumseinsatz vorhalten.

Fir die Organisationsfrage ist das ohne Bedeutung. Personalentwicklung erfolgt
nach personenbezogenen Konzepten.

Immerhin 138t sich hier ein spezifischer Nachteil der Arbeitsgerichtsbarkeit fest-
stellen: Die diskursive Erfahrung im Kollegialgericht unter Berufsrichtern ist dem
Richter erst am BAG moglich. Der Arbeitsrichter beginnt als Vorsitzender und bleibt
Vorsitzender. Weder Kantinenkontakte noch die Auseinandersetzung mit den Bei-
sitzern kdnnen die Qualitat eines Ringens um die richtige Entscheidung im Kollegium
ersetzen.

Il Organisation nach Aufgabe: Funktionales Prinzip
1. Grundsatz

In Betriebswirtschaft und Verwaltungslehre ist man sich einig: Organisation schafft
strukturierte Einheiten als Zusammenfassung von Menschen, Sach- und Finanz-
mitteln (Ressourcen) unter einer einheitlicher Leitung — zur rationalen und verant-
worteten Bewaltigung einer abgrenzbaren Aufgabe.

Die Organisation folgt zuerst der Aufgabe, also der Justizgewahrleistungspflicht des
Rechtsstaates. Deren Gegenstand ist definiert durch die den Arbeitsgerichten derzeit
zugewiesenen Rechtssachen. Die Zentralfrage lautet: Erfordern diese im Sinne einer
strikten Notwendigkeit eine eigenstandige Gerichtsbarkeit? Nur weil diese Frage
offenkundig allgemein verneint wird, treten die Sekundaranforderungen hinzu. Hier
geht es um das ,Wie“, also die Optimierung der Organisation auf

e Qualitat der Aufgabenerledigung —insbesondere durch Spezialisierung
e Schnelligkeit der Aufgabenerledigung
e  Wirtschaftlichkeit und Kostengtinstigkeit

2. Andersartigkeit und Eigenheit des Arbeitsrechts

Die Frage, wie die Spruchtatigkeit in Arbeitssachen organisiert werden soll, hangt in
erster Linie von der ,Besonderheit” ihrer Streitgegenstande ab — das ist Zweck und
Aufgabe der Rechtsprechung und damit Grundlage der Organisationsentscheidung.
Die Bewertung der Streitgegenstinde, also der Streitsachverhalte und der sie
ordnenden arbeitsrechtlichen Normen, ist Grundlage der Organisations-
entscheidung. Verbindet das Arbeitsrecht mit dem biirgerlichen Recht mehr als es
trennt, so konnen und sollen beide Rechtsgebiete als Einheit gesehen und von
ordentlichen Gerichten, ggf. durch besondere Spruchkérper, entschieden werden. Ist
das Arbeitsrecht dagegen eine Sondermaterie, spricht mehr fiir eine gerichts-
organisatorische Eigenstandigkeit, freilich mit dem Fragezeichen, daR der ordent-
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lichen Gerichtsbarkeit mit dem Strafrecht und dem Familienrecht verhaltnismaRig
eigenstandige Rechtsmaterien zugewiesen sind.

a. Entwicklung

Eben hierin hat die Arbeitsgerichtsbarkeit ihre historische Wurzel: Urspriinglich
haben Zunftgerichte die Streitigkeiten des Manufakturzeitalters geschlichtet — als
staatsfreie, ,zlinftige“ Handwerksgerichte fiir Streitigkeiten zwischen den Betrieben
wie zwischen Meistern und Gesellen. Industrialisierung und Fabrikarbeitsstreitig-
keiten erzeugten Bedarf nach einer schnellen, preiswerten und sachnahen Gerichts-
barkeit, interessanterweise gerade im Interesse der Fabrikanten, die die Arbeiter zur
Einhaltung der Arbeitsvertrage disziplinieren wollten, vorrangig durch giitliche
Einigung, also Schlichtung, notfalls auch durch Zwang. Den Vorreiter machte ab 1792
das Berliner Fabrikengericht. Der weitere Gang ist bekannt: Die Arbeitsschieds-
gerichtsbarkeit nach der Reichsgewerbeordnung kam nicht in Gang, weswegen 1890
erstmals reichseinheitlich eine kommunale ,Arbeitsgerichtsbarkeit” eingefiihrt
wurde — mit den Gewerbegerichten fiir Streitigkeiten mit gewerblichen Arbeitern
und ab 1904 mit den Kaufmannsgerichten fiir Streitigkeiten mit kaufmannischen
Angestellten. Freilich griff diese Sondergerichtsbarkeit nur fiir die erste Instanz — die
Berufung fiihrte zum Landgericht.

Inzwischen — seit etwa 1850 — hatte sich ein Schutzinteresse der Arbeitnehmer an
einer spezialisierten Arbeitsgerichtsbarkeit durchgesetzt, gerade mit Blick auf miR-
brauchliche Praktiken der Fabrikanten, wie etwa der Bezahlung durch Waren (Truck),
die die Arbeiter zu Vertriebsgehilfen machte.

Diese Schutzkomponente des materiellen Arbeitsrechts und deswegen (!) des
Gerichtsverfahrens — bestimmte den historischen Streit um die Arbeitsgerichts-
barkeit in der Weimarer Republik. Gewerkschaften und SPD wollten eine durch-
gehende Sondergerichtsbarkeit; Unternehmer und Juristen- und Richtertage be-
harrten auf der Einheit der Zivilgerichtsbarkeit und wollten — wundersam aktuell —
die Arbeitsgerichte nach dem Vorbild der Kammern fiir Handelssachen organisieren.
Allerdings spielte damals eine groRe Rolle, da die Gewerbe- und Kaufmanns-
gerichte als Zwitter zwischen Gericht und Schlichtungsbehorde angesehen wurden.
Insofern stand nicht die Frage im Vordergrund, ob anstelle der Eingliederung staat-
liche Arbeitsgerichte als eigenstandige Justiz zu organisieren seien — es ging vielmehr
um die als justizfremd angesehene Schlichtungstatigkeit, die fehlende Richter-
qualifikation des Vorsitzenden und die Versagung anwaltlichen Beistands. All dies
spielt heute keine Rolle mehr. Modernes Justizverstandnis umfaRt auch die
schlichtende Richtertatigkeit.

Nachgerade aktuell ist die Ausgangshaltung des damaligen Jusitzministers
Radbruch, der zuerst fiir die Beibehaltung der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte
gewesen ist und spater die justizielle Ausformung der Arbeitsgerichtsbarkeit durch-
setzte: Er wollte die Eingliederung in die ordentliche Justiz davon abhangig machen,
dal} diese ,das Vertrauen des Volkes in dem MaRe genielRen“ wie die damaligen
Gewerbegerichte.

Der KompromiR ist bekannt: Das ArbGG 1926 schuf selbstandige Arbeitsgerichte in
der ersten Instanz, die Landesarbeitsgerichte dagegen waren den Landgerichten
organisatorisch angegliedert, als Reichsarbeitsgericht fungierte ein Senat des
Reichsgerichts. Erst 1946 sorgte das Kontrollratsgesetz Nr. 21 fiir eine eigenstandig
organisierte Arbeitsgerichtsbarkeit — I6ste sie aus der Justizverwaltung und
ressortierte sie bei den obersten Arbeitsbehorden der Lander. Diese Entscheidung



»Arbeitsrechtspflege unter Modernitatserwartung”

Professor Dr. Volker Rieble

Ubernahm das ArbGG 1953. Lediglich terminologisch bedeutsam ist die ,Aufwertung®
von der besonderen sachlichen Zustindigkeit zum eigenen Rechtsweg 1990 (mit
dem VwGO-Anderungsgesetz). Zugleich aber wurde die Zwangsressortierung auf-
gegeben und den Liandern die einheitliche Justizverwaltung in Rechtspflege-
ministerien er6ffnet.

Der Arbeiter- und Bauernstaat |6ste die Arbeitsgerichtsbarkeit 1963 auf und schuf
Kammern fiir Arbeitsrecht bei den Kreisgerichten; Senate fiir Arbeitsrecht bei den
Bezirksgerichten — mit Schoffenbesetzung. Das Oberste Gericht der DDR war dritte
Instanz, aber kein reguldres Rechtsmittelgericht, weil gegen Urteile in zweiter
Instanz grundsatzlich kein Rechtsmittel gegeben war. Das Oberste Gericht sicherte
auch in Arbeitssachen die sozialistische Gesetzlichkeit — in einem besonderen
Kassationsverfahren auf Antrag nur von Staatsorganen. Vorgeschaltet waren die
gesellschaftlichen Konfliktkommissionen, die in den Betrieben die sozialistische
Erziehung besorgten.

b. Entbehrlicher Rechtsvergleich

Der Blick liber die Grenze zeigt unterschiedliche Organisationsformen. Aus ihnen
mag man gerichtverfassungsrechtsvergleichend lernen, daR es keine vorherrschende
Gerichtsorganisation gibt. Weil aber die Aufgabe der Arbeitsrechtssprechung dem
materiellen Arbeitsrecht und seinen Streitigkeiten folgt, mu die Wertung national
erfolgen: Noch immer ist das Arbeitsrecht stark national gepragt; das gilt besonders
fir das kollektive Arbeitsrecht. Deutsche Arbeitsrechtsprechung muRR deutsches
Arbeitsrecht anwenden und dabei deutsche Streitkultur, insbesondere deutsches
ProzeBrecht achten. Erst wenn der Stand der europdischen Rechtsangleichung
vorangeschritten ist, kann der Organisationsvergleich mit auslandischen Gerichts-
verfassungen in der Sache erhellen.

Immerhin kann dem Gsterreichischen Beispiel der Eingliederung der Arbeitsgerichte
in die ordentlichen Gerichte — unter Aufrechterhaltung des selbstandigen Arbeits-
gerichts Wien — durch das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz vom 7.3.1985 ent-
nommen werden, daR eine solche Reorganisation moglich ist und daR das Be-
harrungsvermoégen der Institutionen lUberwunden werden kann. Ansonsten zeigt
sich am Organisationsvergleich vor allem die denkbare Vielfalt. Am Beispiel Frank-
reichs: erstinstanzlich eigenstandige Arbeitsgerichte, in zweiter und dritter Instanz
besondere Spruchkorper der Zivilgerichte ohne Laienrichter. Diese Vielfalt legt nahe,
daf} es eine ,eindeutig gebotene“ Organisationslosung nicht gibt.

DaR die Rechtsentwicklung teils den umgekehrten Weg gegangen ist — also die
einheitlich gegliederte Gerichtsorganisation der Rechtsvereinheitlichung vor-
geschaltet hat — wie mit den Reichsjustizgesetzen — hat fiir unsere Frage nichts zu
sagen. Zweck einer solchen Ubung ist entweder der einheitliche Zugang zu Gericht
auch bei grenziiberschreitenden Sachverhalten oder die gezielte Férderung der
Rechtseinheit durch ein Obergericht. Beides spielt im Arbeitsrecht keine Rolle.
Europaisches Arbeitsrecht befindet sich im Entwicklungsstadium; fiir die punktuellen
Regelungen Europarechtlich sorgt die Vorlagepflicht an den EuGH fir Einheitlichkeit.

c. Einheit mit dem Zivilrecht oder Eigenheit des Arbeitsrechts

Die Arbeitsgerichte sind, soweit es um das Individualarbeitsrecht geht, zustandig fiir
biirgerliche Rechtsstreitigkeiten — wie die Zivilgerichte, § 2 ArbGG. Damit ist nicht viel
gewonnen. Das BGB war zu seiner Entstehung in Ermangelung ,sozialen Ols“
schlicht ungeeignet, dem Schutzbediirfnis der Arbeitnehmer Rechnung zu tragen;
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der kontradiktorische, auf Streitaustrag, statt auf Streitbeilegung gerichtete normale
Zivilprozeld war fiir das Arbeitsleben die falsche Konfliktform. Dem arbeitenden Volk
fehlte das Vertrauen in die staatliche Justiz.

So gesehen lberwog das Trennende das Gemeinsame, etwa die einheitliche An-
wendung derjenigen Vorschriften des BGB, die nicht arbeitsrechtsspezifisch zu lesen
sind, vom Allgemeinen Teil liber das Schadensrecht bis hin zur Kondiktion und zum
Sachenrecht. Der Verlust an Rechtseinheit durch diese Grenzziehung wurde nach
kompensiert durch den Gewinn an ,richtigem (Arbeits-)Recht”. Zugespitzt hat
Gamillscheg gemeint: das allgemeine Zivilrecht diirfe im Arbeitsrecht nur An-
wendung finden bei Nachweis seiner ,sozialen Tauglichkeit“. Das ist die alte gewerk-
schaftliche Forderung, die gerade in der Weimarer Diskussion um die Arbeits-
gerichtsbarkeit erhoben worden ist: Arbeitsgerichte miBten mit ,sozial-
empfindenden® Richtern besetzt sein, um die fehlende Kodifikation des Arbeitsrechts
mit einer progressiven Rechtsprechung zu kompensieren, ja eine ,Sozialisierung des
Rechtes“ zu betreiben. Und wer konnte {iber die soziale Tauglichkeit des Zivilrechts
urteilen? Doch nicht der dem allgemeinen und kaltherzig-formalen Zivilrecht ver-
haftete ordentliche Richter.

Freilich ist seit geraumer Zeit eine Gegenbewegung zu beobachten, die das Arbeits-
recht wieder ndher an seine zivilrechtlichen Wurzeln fiihren will. DaB die Wissen-
schaft den Sonderweg des Arbeitsrechts aus dem Zivilrecht heraus liberwiegend fiir
eine Sackgasse halt, ist nur ein Indiz. Gewichtiger ist die Bewegung im Gesetzesrecht
und der Verfassungsrechtsprechung. Das Zivilrecht hat in den letzten 30 Jahren eine
deutliche Verschiebung erfahren: von der formalen Gleichheit beider Vertrags-
parteien hin zu einer materialen und schutzorientierten Betrachtung. Vor allem der
Verbraucherschutz und die AGB-Kontrolle zeigen dies — gipfelnd in der Kontrolle
Allgemeiner Arbeitsbedingungen nach dem BGB seit der Schuldrechtsreform. Kenn-
zeichnend ist auch, dal’ das kommende Antidiskriminierungsrecht ein gemeinsames
Grundkonzept fir den Schutz von Arbeitnehmern und Verbrauchern formuliert,
wohingegen vor wenigen Jahren noch getrennte Gesetze vorgeschlagen worden
sind. Diese Wendung hin zu einer ,materialen Vertragsgerechtigkeit, ja einer
Materialisierung des Schuldrechts (Canaris) ist vom BVerfG mit seinem grundrecht-
lichen Schutzpflichtkonzept seit den Entscheidungen ,Handelsvertreter” und ,Biirg-
schaft” gefordert und forciert worden und hat inzwischen auch den Ehevertrag
erreicht.

Auf der anderen Seite hat das Arbeitsrecht einen derart hohen Schutzstandard
erreicht, dald ein Ausbau allenfalls in Marginalien vorstellbar ist. Anders gewendet:
die ersatzgesetzgeberische Spruchtatigkeit der Arbeitsgerichte hat die sozialen
Erwartungen erfiillt. Die selbstandigen Arbeitsgerichte haben damit auch die Ent-
wicklung der Arbeitsrechtswissenschaft forciert — vor allem durch Alfred Hueck und
Hans-Carl Njpperdey. Heute mull das Arbeitsrecht und damit der Arbeitsrichter
weniger fragen, wo es noch Schutzliicken im Verhaltnis zum Arbeitgeber gibt -
heute geht es um den Wettbewerbsdruck, der die Frage stellt, ob ein so hohes
Schutzniveau vor dem Hintergrund konkurrierender auslandischer Arbeitsrechts-
ordnungen zu halten ist.

Im materiellen Recht bewegen sich beide Rechtsgebiete — also das Individualarbeits-
recht und das Schuldrecht aufeinander zu. Dabei bewegt sich das Schuldrecht starker
als das Arbeitsrecht. Man kann mit Dieterich von der Verarbeitsrechtlichung des
Zivilrechts sprechen und weniger von der Verzivilrechtlichung des Arbeitsrechts. Das
Individualarbeitsrecht ist also im Kern biirgerliches Recht; es geht in der Rechts-
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findung nur um die Besonderheiten des Arbeitsrechts, die das BGB punktuell an-
spricht — beim HaftungsmaRstab des § 276 Abs. 1 Satz 1 BGB und bei der AGB-
Kontrolle in § 310 Abs. 4 Satz 2 BGB. Sie kdnnen punktuelle Abweichungen recht-
fertigen, aber nicht die zivilrechtlichen Grundentscheidungen fiir das Arbeitsrecht in
Frage stellen.

Auch daf8 das Individualarbeitsrecht reflexartig Verteilungsgesichtpunkte unter den
Arbeitnehmern — etwa bei der Erteilung des Urlaubs und bei der Sozialauswahl —
regelnd erfalRt, ist keine arbeitsrechtliche Singularitat. Verteilungsgerechtigkeit
herzustellen ist keine besondere Aufgabe eines eigenstandigen ,Sozialrechts®,
dessen hervorragender Vertreter das Arbeitsrecht ist. Abgesehen davon, daR diese
Vorstellung des tliberwoélbenden Gemeinschaftsbezugs auch im Vereinsrecht nach-
wirkt, ist die iustitia distributiva Aufgabe auch des allgemeinen Vertragsrechts, wie
Canaris eindruicklich dargetan hat. Auch die individualrechtliche Gleichbehandlungs-
kontrolle zielt nach Uberwiegendem Verstindnis auf diese Uberindividuelle Ver-
teilungsgerechtigkeit. Doch ist auch dies keine arbeitsrechtliche Besonderheit: Das
Kartellrecht kennt seit langem die Kontrolle marktmachtiger Unternehmen auf
miRbrauchliche Diskriminierung ihrer Lieferanten und Abnehmer.

Eine unabweisliche Sonderkompetenz der Arbeitsgerichte stoRt schlieRlich auf den
Einwand, daB das elementare &ffentlich-rechtliche Arbeitsschutzrecht in die Zu-
standigkeit der Verwaltungsgerichte fallt, und dal® das Arbeitsstrafrecht, das auf
materiellen Arbeitsrechtsnormen aufsetzt — vom Lohnwucher bis zu den betriebs-
verfassungsrechtlichen Straftatbestanden —von Strafgerichten anzuwenden ist.

Damit ist die Frage aufgeworfen, ob nicht das kollektive Arbeitsrecht — auch wenn
die kollektivrechtlichen Streitigkeiten quantitativ nicht so sehr ins Gewicht fallen —
eine Eigenheit des Arbeitsrechts ausmacht, die eine eigenstandige Organisation zur
Aufgabenerledigung rechtfertigt. Freilich spielt der Schutzgedanke hier eine
geringere Rolle, weil Gewerkschaft und Betriebsrat der Arbeitgeberseite nicht
sstrukturell unterlegen sind. So sind auch in Frankreich die conseils de
prud’hommes fiir kollektivrechtliche Streitigkeiten nicht zustandig.

Nun 138t sich schwerlich behaupten, kollektive Rechtspragungen seien den ordent-
lichen Gerichten unbekannt. Das Gesellschafts- und Vereinsrecht ist genuin
kollektives Recht. Fur Streitigkeiten zwischen Mitglied und Gewerk-
schaft/Arbeitgeberverband sind die ordentlichen Gerichte zustandig, hier ist die
bipolare Beisitzerbesetzung der Arbeitsgerichte fehl am Platz. Auch das Kartellrecht
hat es mit Wirkungen kollektiv abgestimmten Handelns zu tun - freilich unter
anderem Vorzeichen. Die Verwandtschaft zeigt sich gerade an der Entwicklung der
Rechtsprechung des Reichsgerichts zur Ausiibung von Macht durch Kartelle und
Gewerkschaften. SchlieBlich kennt das Zivilrecht eine Reihe von Kollektivvertragen —
vor allem die Gesamtvertrage im Verlagswesen, von denen die Urheberrechts-
wahrnehmungsvertrage jiingst erst eine tarifvertragsahnliche Gesetzesregelung
erfahren haben. Zudem miissen die ordentlichen Gerichte immer wieder Uber
kollektivarbeitsrechtliche Fragen urteilen — erwahnt sei hier nur die Spruchtatigkeit
des BGH auf dem Gebiet des Arbeitskampfrechts.

Besonders am Arbeitsrecht ist immerhin die Mitbestimmung als Staatsintervention.
Indes sind hier die Arbeitsgerichte nicht ausschlieRlich zustandig. Rechtsfragen der
Unternehmensmitbestimmung werden teils von den ordentlichen Gerichten, teils
von den Arbeitsgerichten wahrgenommen. Personalvertretungsrechtliche Streitig-
keiten fallen auch in die Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte — auch weil die
Gebietskorperschaften den Arbeitsgerichten hier zuwenig Verstindnis fiir die
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Belange des staatlichen Arbeitgebers zutrauen. AuBerdem: Auch die Zivilgerichts-
barkeit wird kraft Sachzusammenhangs gelegentlich mit ,besonderen” Aufgaben
versehen, vor allem im Kartellrecht. Hier ist den Kartellgerichten auch die ver-
waltungsrichterliche Kontrolle der kartellbehérdlichen Entscheidungen anvertraut -
um die einheitliche Rechtsanwendung zu sichern. Ein Argument fiir eine eigen-
standige Kartellgerichtsbarkeit gibt das nicht ab.

Als Fazit bleibt: Das Arbeitsrecht ist keine Rechtsmaterie, die ihrer materiellen Eigen-
heiten wegen eine eigenstandige Gerichtsbarkeit erforderte. Im Gegenteil weisen
der erreichte Ausbaustand des Arbeitsrechts und die Verarbeitsrechtlichung des
Zivilrechts in Richtung Rechtseinheit, der ein einheitlicher Rechtsweg entspricht.
Nicht die Zusammenlegung beider Gerichtsbarkeiten; die Aufrechterhaltung ihrer
Trennung bedarf der Rechtsfertigung.

Insofern ist die Diskussion merkwiirdig einseitig: Arbeitsrichter fiirchten die ,Ein-
strahlung® von ,,zuviel Zivilrecht“. Ganz aufRer Betracht bleibt, daR die Arbeitsrichter
bei einer Zusammenlegung ein gewichtiges Element ihrer Entscheidungskultur und
-praxis mitbringen, das auch die Zivilgerichte bei der Materialisierung des Rechts
unterstiitzen kann. Ein Beispiel ist die Wechselwirkung zwischen Verbraucherschutz-
recht und Arbeitnehmerschutzrecht mit der Zentralfrage, ob der Arbeitnehmer
Verbraucher iSv § 13 BGB ist und welche Verbraucherregeln auf das Arbeitsverhaltnis
passen.

Rechtseinheit zu gewahrleisten, ist entscheidende Aufgabe der Justiz. Dieselben
Rechtsnormen diirfen nicht unterschiedlich gehandhabt werden. Dieselben Grund-
prinzipien der burgerlichen Rechtsordnung diirfen nicht von unterschiedlichen
Gerichten unterschiedlich verstanden werden. Das ist gerade fiir das Arbeitsrecht
von elementarer Bedeutung - sieht man etwa das unterschiedliche Menschenbild
vom Arbeitnehmers, den die Arbeitsgerichte vor Verantwortung und Haftung be-
wahren wollen, der aber zugleich von den Straf- und Familiengerichten ohne Privi-
legien voll verantwortlich zur Rechenschaft gezogen wird. Die Frage der Rechts-
einheit verdient eine eigenstandige Abhandlung. Hier mag als weiteres Beispiel die
AGB-Kontrolle dienen. Mogen sich derzeit Zivilrichter und Arbeitsrichter uneins sein,
gebietet doch die einheitliche Regelung im BGB auch ein Aufeinanderzubewegen der
fachgerichtlichen Rechtsanwendung.

Herstellung von Rechtseinheit zwischen den Gerichtsbarkeiten ist derzeit dem
Gemeinsamen Senat der Obersten Gerichtshdfe des Bundes zugewiesen. Das belegt
zwar den hohen Rang der Rechtseinheit, ist zugleich aber ein untaugliches Instru-
ment.

d. Keine verfahrensrechtlichen Besonderheiten

Dal} die Verfahrensordnungen der Arbeitsgerichtsbarkeit keine organisatorische
Eigenstandigkeit bedingen, liegt auf der Hand. Im Urteilsverfahren gilt weithin die
ZPO; das BeschluBverfahren ist eng verwandt mit der freiwilligen Gerichtsbarkeit.
Der Zug der Zeit weist ohnehin auf eine weitere Vereinheitlichung der Verfahrens-
ordnungen.

Das gilt gerade fur den groen Vorzug und Zweck des arbeitsgerichtlichen Ver-
fahrens, der gutlichen Einigung Vorrang vor dem kontradiktorischen Streitentscheid
zu verschaffen (Schlichten statt Richten). Der Einigungsgedanke ist unter dem Stich-
wort ,Mediation® rechtswegiibergreifend Allgemeingut geworden. Hier kann die
ordentliche Justiz von der Arbeitsgerichtsbarkeit lernen. Gesonderte Schiedsstellen-
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verfahren, die dem Gerichtsverfahren vorgeschaltet sind, erzeugen vermeidbaren
Aufwand. Das Modell einer vom fiir die Hauptsache zustandigen Richter durch-
gefuihrten Giiteverhandlung ist tiberlegen. Auch insofern ist der Diskussion um die
Arbeitsgerichtsbarkeit vorzuhalten, daR sie sich auf befiirchtete Nachteile fiir die
Arbeitsgerichtsbarkeit verengt, aber den Gewinn des Voneinanderlernens ignoriert.

Soweit besondere Verfahrensregelungen erforderlich sind, kénnen diese streit-
gegenstandbezogen ausgestaltet werden und bedingen keine besondere Gerichts-
organisationsform. Familiengerichtliche Verfahren zeigen dies.

e. Beisitzerfrage

Bleibt die Richterbankbesetzung. Die Laienrichter in Arbeitssachen haben zwei
Funktionen: Einmal dienen sie der besseren Anschauung des Gerichts vom Arbeits-
leben und sind insofern in den Tatsacheninstanzen als ,institutionalisierte Sach-
verstandige“ von Bedeutung — nicht anders als die Laien in der Verwaltungsgerichts-
barkeit und bei den Kammern fiir Handelssachen. Auf diesen Gesichtspunkt will ich
gesondert zuriickkommen.

Daneben aber soll die Beteiligung der Laienrichter, die auf Vorschlag der Verbande
beider Seiten berufen werden, Ausdruck des ,sozialen Dialogs“ sein, also eine insti-
tutionelle Beteiligung der Verbande des Arbeitslebens an der Rechtsprechung.
Scharfer wurde dies bei der Entstehung des ArbGG 1926 gesehen. Radbruch be-
griindete die Sondergerichtsbarkeit damit, dal3 die ,Beisitzer aus den kampfenden
Klassen“ den Rechtsstreit als Ausformung des Klassenkampfes vor Gericht wieder-
holen. Sie findet sich wieder im Einflul auf die Bestellung der Vorsitzenden im
beratenden AusschulR des §18 Abs. 2 ArbGG und auf die Kammerorganisation und
die Geschaftsverteilung durch den Ausschu der ehrenamtlichen Richter nach § 29
ArbGG.

Diese Funktion ist doppelt bedenklich: Verfassungsrechtlich stellt sich die prinzipielle
Frage, ob die Ausiibung der dritten Staatsgewalt, deren demokratische Verant-
wortlichkeit ohnehin durch die richterliche Unabhangigkeit gemindert ist, einem
unzulassigen DritteinfluB ausgesetzt wird.

Fiir das ArbGG 1926 war das noch kein Problem. Die Weimarer Reichsverfassung war
— insbesondere mit dem Reichswirtschaftsrat — nicht entschieden demokratisch,
sondern dem raterepublikanischen Modell verhaftet. Heute werden Sonder-
befugnisse der Verbande in der Legislative mit Recht als verfassungswidrig an-
gesehen — ebenso wie ein Durchschlagen der Mitbestimmung im 6ffentlichen Dienst
auf die Eigenverantwortung der Exekutive. Leider wird die Frage nach einer
institutionalisierten Sozialbindung der Dritten Gewalt bislang wenig diskutiert.

Legitimatorisch ist zweitens zu fragen, weswegen Verbande mit schwindendem
Organisationsgrad, denen jede Reprdsentativitat verloren geht, solchen EinfluR auf
die Rechtsprechung ausiiben diirfen. Wo bleibt die Reprdsentation der nicht-
organisierten Arbeitnehmer und Arbeitgeber? Wo bleiben die Arbeitslosen mit ihrem
Interesse am Marktzugang und damit gegen die marktabschottende Wirkung
arbeitsrechtlicher Besitzstandsregeln? Arbeitslose kénnen durchaus Arbeitnehmer-
beisitzer sein (§ 23 Abs. 1 ArbGG), doch werden sie von denjenigen Arbeitnehmer-
vereinigungen vorgeschlagen, die auf die Interessen der Arbeitsplatzinhaber fixiert
sind. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbande sind keine allzustandigen,
demokratisch legitimierten Reprasentanten der jeweiligen ,Klassen®, sondern Mit-
gliederverbande.
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Kurz: Wer die institutionelle Beteiligung der ,kampfenden Klassen“ in Form eines
sozialen Dialoges will, der muiRte die Beisitzer wahlen lassen, damit die Reprasenta-
tion hinreichend legitimiert ist. Insofern stellen sich Rechtsfragen ahnlich der Mit-
bestimmung: die institutionelle Mitwirkung der Verbande an Gerichtsorganisation,
Richterberufung und Richterrechtssetzung ist eine Form der Betroffenenmitwirkung.

Der soziale Dialog auf der Richterbank [aRt sich auch nicht mit dem Erfordernis einer
besonderen Akzeptanz durch die Rechtsunterworfenen rechtfertigen. Das war eine
der postrevolutiondren Uberlegungen der Weimarer Zeit. Sie l3uft darauf hinaus,
daf’ die ,Arbeiter” ein Ablehnungsrecht gegeniiber der dritten Gewalt hatten und
diese besonders um deren Zustimmung werben miite. Im Rechtsstaat ist die
Rechtsunterworfenheit Grundpflicht des Biirgers. Vertrauenswerbung durch
Gerichte erfolgt durch Sacharbeit: durch Qualitat und Uberzeugungskraft der Ent-
scheidungen.

Beschrankt man die Funktion der ehrenamtlichen Richter darauf, Volksndhe durch
praktischen Sachverstand und Anschauung des Arbeitslebens in die Arbeitsgerichte
einzubringen — dann miilte dies auf Tatsacheninstanzen beschrankt sein — so wie
dies bei den Kammern fiir Handelssachen, bei den Strafgerichten und den Ver-
waltungsgerichten der Fall ist.

3. Qualitat

Wesentliches Argument fiir die Beibehaltung der Arbeitsgerichtsbarkeit ist die
besondere Qualitat der Rechtsprechung. Sie wird vor allem aus Kreisen der Arbeits-
gerichtsbarkeit als Selbsterhaltungswertung geduRert. Richtig ist gewiR, dal} das
Arbeitsrecht mit der Vielzahl der Rechtsquellen und der fehlenden systematischen
Abstimmung komplex ist.

Zu einem guten Teil ist diese Komplexitat ihrerseits von der Arbeitsgerichtsbarkeit
selbst geschaffen. Der Wunsch nach umfassender Einzelfallgerechtigkeit und
deutscher Perfektionsdrang fiihren dazu, daR gerade das BAG ,erfindungsreich ist
und mit stets neuen Rechtssatzen aufwartet, so als ob einfaches Recht stets un-
gerecht sein misse. Ein Beispiel ist die komplexe Rechtsprechung zum Betriebs-
rentenrecht, aber auch die krasse Ausdifferenzierung des Kiindigungsrechts. Insofern
bedingen sich Spezialisierung und Komplexitat wechselseitig. Der Spezialist findet
wenig dabei, eine fiir ihn einsichtige zusatzliche Komplexitat einzufiihren, auch um
den Preis, daf$ das Arbeitsrecht so kaum mehr volksnah, also fiir Arbeitnehmer und
Arbeitgeber verstandlich ist. Damit wird zugleich eines der Ziele der eigenstandigen
Arbeitsgerichtsbarkeit verfehlt.

Das Qualitatsurteil ist so oder so wissenschaftlich nicht haltbar — aus drei Griinden:

e Erstens ist die Arbeitsgerichtsbarkeit als Ganzes nie auf die Giite ihrer Ent-
scheidungen evaluiert worden. Eine allgemeine Verkehrsauffassung dahin,
daf} die Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit ,besser” entschieden, als andere
Gerichte, gibt es nicht. Das ist bei der Zahl der Arbeitsrichter auch nicht ver-
wunderlich. Vielmehr gibt es hervorragende, mittelmaRige und unhaltbare
Entscheidungen, wie das bei der Arbeit einer groReren Menge von Menschen
entsprechend der GauRschen Normalverteilung auch sein muf3. Nur fiir sehr
kleine Gerichte, wie das Bayerische Oberste und das Bundesverfassungs-
gericht kann die Verkehrsauffassung eine einhellige Qualitatswertschatzung
entwickeln.

e Zweitens fehlt fir die Gute arbeitsrichterlicher Entscheidungen ein an-
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erkannter QualitatsmaRstab: Neben juristisch-methodischer ,Glite” ist es
gerade heftig umstritten, inwieweit der Arbeitsrichter Sozialingenieur sein
darf, also aus einem sozialen Impuls heraus das Recht arbeitnehmer- oder
gewerkschaftsniitzig gestalten darf. Der formenstrenge Jurist sieht die eine
oder andere Entscheidung vom Grundsatz gepragt, ,Recht ist, was der
Arbeitnehmerseite niitzt“ und ordnet dies einer unzuldssigen Klassenjustiz
zu. Okonomisch Orientierte wenden ein, daR sich UbermaRiger Richter-
rechtsschutz qua Bumerangeffekt gegen die zu Schiitzenden richtet. Auf der
anderen Seite sehen sich die ,Sozialingenieure in der verfassungs-
rechtlichen Schutzpflicht des Art. 12 Abs. 1 GG. Eben deswegen wundert es
auch nicht, daR Gewerkschaften sich fiir die Beibehaltung einer sozial fort-
schrittlichen Arbeitsgerichtsbarkeit aussprechen und Arbeitgeberverbande —
wenn dies ausnahmsweise offen ausgesprochen wird — Defizite in der
Rechtsfindung durch Arbeitsgerichte sehen. So gesehen miiRte erst ein
»,Kampf um das richtige Recht” zu einem halbwegs verbindlichen Qualitats-
maRstab fiihren.

e Drittens und vor allem ist das Qualitatsargument brauchbar allenfalls gegen
die vollstandige Eingliederung der biirgerlichen Rechtsstreitigkeiten des § 2
ArbGG in die Zustandigkeit der allgemeinen Gerichte. Nur dann judizierten
»,normale“ Zivilrichter ohne besonderes Gespir fiir Arbeitstreitigkeiten. Das
aber fordert zur Zeit niemand. Es geht ,nur” um die Frage, ob die Spruch-
korper der Arbeitsgerichtsbarkeit als besondere Abteilungen der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit — wie die Familiengerichte — organisiert sind. Damit
aber bleibt die Kompetenz der Arbeitsrichter grundsatzlich erhalten. Die
(unterstellte) Qualitat der Rechtsprechung konnte nur gefahrdet sein, wenn
ein permanenter Richterwechsel mit anderen Abteilungen stattfande. An-
gesichts des Umstandes, dal? sich jeder Richter in das komplexe Arbeitsrecht
einarbeiten muRB, nicht anders als das im Familienrecht der Fall ist, spricht
wenig dafiir, dal ein solcher Wechsel ohne Not erfolgt. Denn das jeweilige
ordentliche Gericht wiirde damit unnétige Einarbeitungszeiten provozieren
und unwirtschaftlich arbeiten. Ich habe keine Zahlen zum Wechsel zwischen
Abteilungen der ordentlichen Gerichtsbarkeit gefunden. Auskiinfte von
Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit deuten darauf hin, daf$ der mit
Blick auf die Spezialisierung vergleichbare Wechsel in die und aus der
Familiengerichtsbarkeit nur entweder auf Wunsch des Richters oder bei
Personalengpdssen vorgenommen wird. Weit Uberwiegend bleibt die Be-
setzung der Familiengerichte offenbar konstant. Eine ,Entprofessionalisie-
rung“ der Spruchkérper fir Arbeitsrecht ist mithin nicht zu befiirchten. Zu-
dem miissen kiinftig Personaldeckungsprobleme zu Versetzungen auch
zwischen Arbeits- und ordentlichen Gerichten fiihren kénnen (dazu 1.2.b.).

SchlieBlich ist auf eines hinzuweisen. Bislang schon hat es Wechsel von anderen
Gerichtsbarkeiten zur Arbeitsgerichtsbarkeit gegeben: Otto-Rudolf Kissel kam vom
Oberlandesgericht zum Bundesarbeitsgericht — und war Prasident. Frau Ingrid
Schmidt kam aus der Sozialgerichtsbarkeit und ist nun Prasidentin. Jeder Berufs-
anfanger muB sich einarbeiten. Arbeitnehmern wird inzwischen lebenslanges Lernen
im Interesse eigener Beschaftigungsfahigkeit abverlangt. Fiir Richter gilt dies nicht
minder. Insofern kann auch fir Arbeitsrichter eine zwischenzeitliche zivilrichterliche
Spruchtatigkeit bereichernd wirken.
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4. Schnelligkeit

Ein Grundbedirfnis der Rechtsprechung in Arbeitssachen ist Geschwindigkeit — im
Interesse beider Seiten. Diesem Bedurfnis werden die Arbeitsgerichte in hervor-
ragender Weise gerecht, wie den Statistiken liber die Dauer der Verfahren zu ent-
nehmen ist. Nun liegt die Geschwindigkeit der Arbeitsgerichte schwerlich daran, daf3
diese im Vergleich zu den Zivilrichtern schneller arbeiten. Vielmehr sorgt die hohe
Vergleichsquote dafiir, dal3 der Arbeitsrichter weniger Entscheidungen abfasen muR.
Weswegen sich hieran etwas andern sollte, wenn die Arbeitsgerichte als Abteilungen
in der ordentlichen Gerichtsbarkeit agieren, ist nicht ersichtlich. Es muf3 lediglich
dafiir gesorgt werden, daR Arbeitsrichter nicht starker belastet werden als bisher.
Das ist eine Frage der Kammerstarke und der Geschaftsverteilung, also der Binnen-
organisation. Sie 13Rt sich verniinftig gestalten. DaRk das ,,Schnellboot® der Arbeits-
gerichtsbarkeit auf das Tempo des ,Kreuzers“ der ordentlichen Justiz verlangsamt
wird, steht nicht zu erwarten.

5. Kosten und Wirtschaftlichkeit

Gelegentlich wird beklagt, die Arbeitsgerichte erreichten einen geringeren Kosten-
deckungsgrad als ordentliche Gerichte. Indes liegt dies an der gewollten Kosten-
glinstigkeit der Arbeitsgerichtsverfahren — mit seinen Kostenprivilegien — die das
Kostenrechtsmodernisierungsgesetz 2004 Uberlebt haben —, vor allem

e der Gerichtskostenfreiheit der BeschluRverfahren (§ 2 Abs. 2 GKG),

e der Beschrankung des Streitwertes bei Bestandsschutzstreitigkeiten auf das
vierteljahrliche Arbeitsentgelt (§ 42 Abs. 4 Satz 1 GKG) - statt des drei-
jahrigen Betrags (§ 42 Abs. 3 GKG).

e der Gerichtsgebiihrenfreiheit bei Vergleichen (statt der Reduktion auf eine
Gebiihr)

Diese Privilegien sind fragwiirdig. Hobe man die Gerichtskostenfreiheit in BeschluR-
verfahren auf, miiBte in den Betriebsverfassungssachen der Arbeitgeber zwar ,,in
jedem Fall“ zahlen, weil der unterlegene und nicht haftungsfahige Betriebsrat seine
Kosten nach § 40 BetrVG an den Arbeitgeber weiterleitet. Doch rechtfertigt dies
allenfalls eine Kostenbeschrankung, nicht aber die vollstindige Kostenfreiheit, die
keinen Anreiz dafiir bietet, Streitigkeiten einvernehmlich auBergerichtlich zu er-
ledigen. Wer staatliche Justizdienste, gerade die arbeitsaufwendigen BeschluR-
verfahren in Anspruch nimmt, muR dafiir auch einen Kostendeckungsbeitrag leisten.

Vollends unsinnig ist die Streitwertbeschrankung bei Bestandsschutzsachen: Viel-
fach strebt der Arbeitnehmer mit der Bestandsschutzklage nur eine Abfindung an —
und nicht den Erhalt des Arbeitsplatzes. Dies zu privilegieren besteht kein AnlaR.
Auch wenn es dem Arbeitnehmer um den Erhalt seines Einkommens fiir den Lebens-
unterhalt geht, geniigte die Beschrankung auf ein Jahresentgelt wie in Unterhalts-
sachen nach § 42 Abs. 1 GKG.

Das Vergleichskostenprivileg ist im Ausgangspunkt sinnvoll, weil Parteien ohne
Rechtsanwilte so effektiv zum Vergleich gefiihrt werden kénnen. Freilich greift der
Gedanke auch fir die Amtsgerichte. Auf der anderen Seite gilt auch hier: Wer Justiz-
dienste in Anspruch nimmt, muf} einen Kostendeckungsbeitrag bezahlen und darf
nicht erwarten, daR der Steuerzahler ihn kostenfrei stellt. Sinnvoll konnte hier eine
streitwertunabhangige oder eine gedeckelte Beurkundungsgebiihr sein.
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1. Prioritaten bei beschréankter Reformkraft

Wiewohl nach meinem Dafirhalten auf mittelfristige Sicht eine Zusammenlegung
der Gerichtsbarkeiten sinnvoll ist, mochte ich zum jetzigen Zeitpunkt davon abraten.
Jede materielle oder organisatorische Reform kostet mentale Kraft, Zeit und Geld.
Die Deutschen neigen nicht zur Reform, sondern zur ehernen Verteidigung von
Besitzstanden. Der Satz ,alles bleibt wie es ist“ pragt auch unser Rechtswesen. Bei
beschrinkter Reformkraft miissen Prioritdten gesetzt werden. Gerade mit Blick
auf eine Justizreform sind Verdnderungen des Dienstrechtes (Versetzung, Personal-
entwicklung) und - auch mit Blick auf eine Zusammenlegung — der dreistufige
Aufbau der ordentlichen Gerichte vorrangig.

Zentral gilt dies aber fiir die Frage der Reform des materiellen Arbeitsrechts: Die
Vereinfachung der hyperkomplexen Rechtsregeln dient nicht nur den Rechtsunter-
worfenen, sondern [6st eine ,Friedensrendite auch in der Justiz aus. Wenn
Kiindigungsrechtsstreitigkeiten vielfach gefiihrt werden, um eine Abfindung zu
erzielen, kann die Umstellung auf einen Abfindungsschutz mit fester Formel eine
Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten eriibrigen. Das brachte dem kostenbewuf3ten Staat
mit Blick auf die etwa halftige Belastung der Arbeitsgerichte mit Bestandsschutz-
streitigkeiten deutlich mehr als eine Zusammenlegung von Gerichtsbarkeiten. DaR
um Sonderkiindigungsschutz mehrfache Verfahren gefiihrt werden miissen — um
Zustimmung einer Behorde oder des Betriebsrats und sodann um die Kiindigung, ist
abseitig. Hier muB eine Konzentration vor den Arbeitsgerichten greifen.

Ein modernes anwenderfreundliches Arbeitsgesetzbuch tate ein tbriges.

Wohlgemerkt: Hier geht es mir nicht um die Frage des Abbaus von Schutzstandards —
das ist ein eigenes Thema. Es geht schlicht darum, dafR der Staat seine Gesetze so
transparent gestaltet, dal} die Konkretisierung nicht durch eine Welle von Rechts-
streitigkeiten erfolgen muR. Insofern ist die beliebte Aussage in Gesetzesentwiirfen
»Kosten: keine“ durch eine Folgenabschatzung der Justizbelastung zu ergénzen.

Kommt es zu einer Arbeitsrechtsreform, ist es unangebracht, die Arbeitsgerichte
zeitgleich mit einer Organisationsreform zu belasten.

Schon jetzt aber kann das Arbeitsgerichtsverfahren in einigen Punkten verbessert
werden:

e An erster Stelle steht der Einbezug von Einigungsstellenverfahren in das
Arbeitsgerichtsverfahren, die bislang weit iberwiegend von Arbeitsrichtern
wahrgenommen werden, die im Bestellungsverfahren des § 98 ArbGG ,ge-
wonnen werden®. Diese schlichtende Tatigkeit der ,Vertragshilfe” kann
ohne weiteres — wie ein Blick ins FGG zeigt — den richterlichen Aufgaben zu-
geordnet werden.

0 Wirde der Einigungsstellenvorsitzende — unter Beibehaltung
betrieblicher Beisitzer, deren Anzahl er bestimmt — vom Geschafts-
verteilungsplan de Arbeitsgerichts bestimmt, entfielen die Be-
setzungsverfahren. Das beschleunigte nicht nur das Einigungs-
stellenverfahren insgesamt; der Richter ware kraft Justizgewahr-
leistungspflicht auch berufen, fiir die Dauer des Einigungsstellen-
verfahrens vorlaufige Regelungen zu verfligen. Der Staat sollte hier-
fur wie fir das BeschluBverfahren maRvolle Gebiihren be-
anspruchen. Damit ware der Streit um eine Gebiihrenordnung nach
§ 76a Abs. 4 BetrVG vom Tisch. Die teils unwiirdige Vergiitungs-
praxis hatte ein Ende.
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0 Den Betriebsparteien miiBte nur die Moglichkeit bleiben, eine
auBergerichtliche betriebliche Einigungsstelle zu vereinbaren, ver-
gleichbar der Regelung in § 76 Abs. 8 BetrVG.

e Zweitens sollte fiir Kollektivstreitigkeiten, die eine Vielzahl von Arbeit-
nehmern betreffen (also nicht: EinzelmalRnahmen, etwa nach § 99 BetrVGQ)
der Instanzenzug erstinstanzlich beim LAG beginnen und dort — wegen der
typischen Komplexitat — von einem Senat entschieden werden — mit drei
Berufs- und zwei Laienrichtern. Den geringfiigig erhdhten Kosten (meist
wird der Prasident den Vorsitz fiihren) steht eine bessere Justizleistung
gegeniiber.

0 Gerade solche Streitigkeiten laufen typischerweise ohnehin durch
die Instanzen, weswegen das Auslassen der ersten Instanz Zeit-
gewinn verspricht. Das entspricht — wie ein Blick etwa auf § 47
VwGO und andere Erstzustandigkeiten des Obergerichts zeigt -
einem allgemeinen Bediirfnis.

0 Rechtsstreitigkeiten um Arbeitskampfe, Tariffahigkeit und Tarif-
zustandigkeit (§ 97 ArbGG), Gultigkeit und Auslegung von Tarif-
vertragen (§9 TVG), Betriebsstatus (§18 Abs. 2 BetrVG) und
Betriebsvereinbarungen sind haufig von besonderer rechtlicher
Schwierigkeit, der ein Kollegialgericht besser entspricht.

o Damit kann fiir vorlaufigen Rechtsschutz — insbesondere in Arbeits-
kampfsachen und bei betriebsverfassungsrechtlichen Unter-
lassungsanspriichen — endlich die gebotene Rechtseinheit iiber die
LAG-Bezirke hinaus erreicht werden. Bislang endet der vorlaufige
Rechtsschutz wie in Zivilsachen bei der zweiten Instanz. Doch
werden gerade bedeutsame Kollektivstreitigkeiten tber vorlaufigen
Rechtsschutz entschieden. So ist es ein Unding, dal} etwa fiir den
Unterlassungsanspruch  bei  unterbliebenem  Versuch des
Interessenausgleichs zwei unterschiedliche Rechtsordnungen in
Deutschland gelten.

e Die Personalvertretung mufR von den Verwaltungsgerichten zu den Arbeits-
gerichten gezogen werden. Es geht um Mitbestimmung; vielfach sind die
Mitbestimmungsrechte wortgleich oder doch funktionsahnlich ausgestaltet.
DaR Arbeitsgerichte womdglich mitbestimmungsfreundlicher entscheiden
als Verwaltungsgerichte, mull der Staat ertragen. Er darf den privat-
wirtschaftlichen Unternehmen nur dasjenige zumuten, was er selbst als
Arbeitgeber schultern mag.

e Weitgehend einheitliche ProzeRordnung.

IV.  Ergebnis

Ich will gestehen: Ich war ein strikter Beflirworter der eigenstindigen Arbeits-
gerichtsbarkeit. Doch auch der Gedanke unterliegt der Kassation kraft besserer
Einsicht. Die Verteidiger des status quo erscheinen mir vielfach als bloRe Besitz-
standswahrer. Sie fragen nicht, wie Justiz als Aufgabe richtig zu organisieren ist,
sondern danach, ob ein Abgehen vom tradierten eigenen Rechtsweg zu rechtfertigen
ist. Angst vor Veranderung ist kein guter Ratgeber. Ich fiihlte mich erinnert an die
Qualitat der Diskussion um die Zusammenlegung von juristischen und wirtschafts-
wissenschaftlichen zu staatswissenschaftlichen Fakultdten. Ich bin inzwischen
uberzeugt davon, dal3 auf langere Sicht die Arbeitsgerichtsbarkeit in der ordentlichen
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Justiz gut aufgehoben ist und nach osterreichischem Vorbild eingegliedert werden
kann.

Das setzt aber voraus, dald auch die Zivilgerichte dreistufig organisiert sind. Eine
Zuordnung der Arbeitsgerichte zu den Amtsgerichten unter Berufung zum OLG (wie
in Familiensachen) ist sachwidrig. Dabei sollte den Ldndern fiir Grofstadte die
Méoglichkeit eréffnet werden, ein eigenes Arbeitsgericht in erster Instanz zu schaffen
(vergleichbar Wien), um uniiberschaubare GrolRgerichte zu vermeiden.

Die arbeitsrechtlichen Tatsacheninstanzen sind als Abteilungen der ordentlichen
Gerichte wie bisher mit Beisitzern aus dem Arbeitsleben zu besetzen — entsprechend
den historisch verwandten Kammern fiir Handelssachen.

Das Revisionsgericht muR eigene Senate fiir Arbeitsrecht haben — ohne Beisitzer. Die
Rechtseinheit mit dem Zivilrecht spricht gegen einen eigenen GrofRen Senat fiir
Arbeitssachen.

Andere Fragen — vor allem die Reform des materiellen Arbeitsrechts durch ein
Arbeitsgesetzbuch — genieBen hohere Prioritdt. Deswegen kann die Eingliederung
nur ein Fernziel sein.
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THESEN

1. Die Frage, ob die Gerichte fiir Arbeitssachen als eigenstindige Gerichtsbarkeit
erhalten bleiben sollen, ist in erster Linie eine politische Frage, die durch den
Gesetzgeber zu beantworten ist.

2. Die Forderung auBergerichtlicher Streitschlichtung ist auch im Bereich des
Arbeitsrechts begriiRenswert und weiter auszubauen. Obschon das geltende
ArbeitsprozeRrecht bereits heute in besonderem MafRR die giitliche Streit-
beilegung beférdert, sollte der Gedanke der Mediation verstarkt werden und
zwar sowohl im Bereich des Individualarbeitsrechtes als auch des Kollektiven
Arbeitsrechtes.

3. Die Besetzung der Gerichte fiir Arbeitssachen mit Berufsrichtern und ehren-
amtlichen Richtern hat sich in besonderem MaRe bewdhrt und ist beizube-
halten. Gleichwohl ist auch die Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in
einzelnen Fallen zu Gberdenken.

4. Das liberkommene Recht der ProzeBkostenhilfe und der Beiordnung nach § 11a
ArbGG muf} betreffend des Verfahrensganges und der Aufteilung der
funktionellen Zustandigkeit zwischen Richter und Rechtspfleger neugeordnet
werden.

5. Das ,Nebeneinander” verschiedener Rechtswege im Bereich des Sonder-
kiindigungsschutzes ist einer kritischen Prifung zu unterziehen und sollte in
einem Rechtsweg konzentriert werden.

6. Die Landesarbeitsgerichte als Berufungsgerichte sollten auch als Tatsachen-
gerichte erhalten bleiben und der Zugang zu ihnen nicht lUber die MalRen be-
schrankt und erschwert werden.

7. Fragen der Gerichtsorganisation miissen ergebnisoffen gepriift und weiter-

entwickelt werden. Ein Verharren auf hergebrachten Strukturen blockiert
zukunftsfahige Entwicklungen.
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VORTRAG

l. Einleitung

In den vergangenen Jahren taucht zusehends die Frage auf, ob das in der Bundes-
republik bestehende Gerichtssystem effizient und zukunftsfahig ist. AngestoRBen
wurde diese Diskussion, soweit es die Arbeitsgerichtsbarkeit angeht, neuerlich seit
dem Jahre 2003 vor dem Hintergrund der rapide ansteigenden Eingangszahlen in der
Arbeitsgerichtsbarkeit. Bedingt durch die gesamtwirtschaftliche Situation sind die
Arbeitsgerichte seit Anfang des Jahres 2002 bundesweit einer hohen Belastung
ausgesetzt. In diesem Zusammenhang wurde sehr schnell durch die Prasidentinnen
und Prasidenten der Landesarbeitsgerichte auf die Erforderlichkeit zusatzlicher
Stellen im richterlichen wie auch nicht richterlichen Bereich der Arbeitsgerichts-
barkeit hingewiesen. Diesen Forderungen standen die meisten Haushaltsgesetz-
geber aus verstandlichen Sparzwangen der 6ffentlichen Hand eher skeptisch gegen-
uber. Im zeitlichen Zusammenhang wurde sehr schnell auch die Frage der
Ressortierung der Arbeitsgerichte thematisiert. In Baden-Wirttemberg wurde im
Jahr 2004 von der bis dahin praktizierten Ressortierung der Gerichte fiir Arbeits-
sachen beim Sozialministerium abgeriickt und auch diese in das Zustandigkeits-
ressort des Justizministeriums Uiberfiihrt. Waren beziiglich dieser Frage kurzfristige
Veranderungen moglich, ist dies bei der Frage einer Aufhebung der bislang eigen-
standigen Arbeitsgerichtsbarkeit schwieriger.

Vorrangig befalt sich der folgende Beitrag nicht mit der politischen Frage, ob es
einer eigenstandigen Arbeitsgerichtsbarkeit bedarf oder ob die Arbeitsgerichts-
barkeit als Teil der ordentlichen Gerichtsbarkeit vorstellbar ist. Ob letztlich eine
eigenstandige Arbeitsgerichtsbarkeit erhalten bleibt, ist eine politische Frage, die
durch den Gesetzgeber und nicht durch die betroffene Richterschaft selbst zu ent-
scheiden ist. Allerdings ist der Gesetzgeber gut beraten, auch deren Argumente zu
horen. Ziel der Ausfiihrungen ist es darzustellen, an welcher Stelle die Eingangs-
instanz der Arbeitsgerichtsbarkeit verandert werden kann, um damit eine moderne
eigenstandige Arbeitsgerichtsbarkeit beibehalten zu kénnen, ohne sich einer er-
forderlichen Modernisierung zu verschlief3en.

Die folgenden Ausfiihrungen befassen sich zunachst mit Veranderungen im vor-
gerichtlichen Bereich (dazu I1.). Daran schliet sich der eigentliche Hauptteil mit
Betrachtungen zum arbeitsgerichtlichen Verfahren erster Instanz (dazu Ill.) an, und
wird abgerundet durch einen Blick auf die Rechtsmittelinstanzen (dazu IV.)

Il. Streitschlichtung vor Beschreiten des Rechtsweges

Ein seit geraumer Zeit diskutierter Weg zur Modernisierung der Justiz insgesamt und
insbesondere zu ihrer Entlastung, ist die Forderung der auBergerichtlichen Streit-
beilegung'. Dahinter steckt zum einen die Uberlegung, daR der ProzeR, welcher nicht
stattfindet, wohl der beste ist, und zum Anderen aber auch die Erkenntnis, daf}
sowohl das geltende Prozef3recht wie auch das materielle Recht regelmaRig nur das
»Alles-oder-Nichts-Prinzip“ kennen, nicht aber tragfihige Kompromiflésungen
anbieten?. Zwischenzeitlich hat sich allgemein die Erkenntnis durchgesetzt, dal3 die

' Vgl. etwa Leutheusser-Schnarrenberger, Wege zur Justizentlastung — Erkenntnisse aus der Struktur-
analyse der Rechtspflege (SAR), NJW 1995, 2441, 2444 ff.

> Vgl. etwa fiir den Fall eines Kiindigungsschutzprozesses Henkel, Elemente der Mediation im arbeits-
gerichtlichen Verfahren, dargestellt am Modell des Kiindigungsschutzprozesses, NZA 2000, 929 ff.
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gutliche Streitbeilegung, sei es vor Beginn oder innerhalb des Prozesses,
forderungswiirdig ist3. Im arbeitsgerichtlichen Verfahren ist dieser Gedanke mit der
Guteverhandlung nach § 54 ArbGG institutionalisiert.

Fiir den Bereich der ordentlichen Zivilgerichtsbarkeit wurden beide Wege durch
gesetzgeberische MalRnahmen abgesichert. So wurde 1999 die Vorschrift des § 15a
EGZPO geschaffen. Diese landesrechtliche Offnungsklausel hat den Sinn, die staat-
lichen Gerichte von ,Bagatellstreitigkeiten zu verschonen#. Dariiber hinaus hat der
Gesetzgeber durch das Gesetz zur Reform des ZivilprozeRRrechts im Jahr 2001° fur die
Zivilgerichte eine Giiteverhandlung eingefiihrt, § 278 Abs. 2 ZPO. Dieser Giiteversuch
nach § 278 Abs. 2 ZPO ist auf die Falle beschrankt, bei denen nicht bereits zuvor ein
Verfahren nach §15a EGZPO i. V. m. den entsprechenden landesrechtlichen Vor-
schriften durchgefiihrt wurde. Dariiber hinaus ist die Giiteverhandlung dergestalt
eingeschrankt, daB eine solche nicht stattfindet, wenn sie erkennbar aussichtslos ist.
Damit bleibt die Giiteverhandlung nach § 278 Abs. 2 ZPO hinter der des § 54 ArbGG
zuriick®.

Auch fir den Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit” und der Sozialgerichtsbarkeit®
wird zwischenzeitlich die Mediation als sinnvolles Instrument der Streitbeilegung
angesehen.

Im Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit mehren sich nunmehr ebenfalls die Stimmen,
die eine verstarkte Forderung der aullergerichtlichen Streitbeilegung zum Gegen-
stand haben®. Gesetzgeberische MaBnahmen zur Forderung der auf3ergerichtlichen
Streitbeilegung sind kaum™ und im laufenden ProzeR lediglich fiir die Beschluf3-
verfahren durch die Einfligung des § 8o Abs. 2 Satz 2 ArbGG festzustellen™. Dies mag
auch damit in Zusammenhang stehen, dal’ die Arbeitsgerichte in besonderem MaRe
die gutliche Streitbeilegung betreiben™. Die hohe Zahl der Vergleiche in arbeits-

3 Zur Geschichte des Giitegedankens im ZivilprozeR vgl. Kramer, Die Giiteverhandlung — Prozessuale
Schlichtung in Arbeitssachen, Univ. Diss. Freiburg (1998), 1999, Seite 63 ff.

4 lauer, Erfahrungen mit der auBergerichtlichen Streitbeilegung in Ausfiihrung des § 15a EGZPO, NJW
2004, 1280 ff.

5 Gesetz zur Reform des Zivilprozesses (ZivilprozeRreformgesetz — ZPO-RG) vom 27.07.2001 BGBI. | 1887,

geandert BGBI.  3138.

Das arbeitsgerichtliche Verfahren beginnt sei jeher zumindest im Urteilsverfahren mit einer Giite-

verhandlungi.S. d. § 54 ArbGG. Dieses Instrumentarium hat sich in den vergangenen Jahrzehnten auch

bewdhrt und eine Vielzahl der Rechtsstreitigkeiten konnen in diesem friihen Stadium des arbeits-
gerichtlichen Verfahrens einer giitlichen Beilegung zugefiihrt werden kann.

7 Vgl. Ortloff, Mediation auferhalb und innerhalb des Verwaltungsprozesses, NVwWZ 2004, 385 ff;

Walther, Richter als Mediatoren — Ein Modellprojekt in der hessischen Verwaltungsgerichtsbarkeit,

DRiZ 2005, 127 ff.

Diirschke, 50 Jahre Sozialgerichtsbarkeit als besondere Verwaltungsgerichtsbarkeit — vor dem Ende?,

NZS 2004, 302, 304 ff,; ders. Mediation — ein Weg im sozialgerichtlichen Verfahren, Die Sozial-

gerichtsbarkeit 2001, 532 ff.

9 Vgl. etwa Lempke, Staatliche Schlichtung in Arbeitsstreitigkeiten nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 35 —
Relikt der Besatzungszeit oder Modell fiir Mediation im Arbeitsrecht? RdA 2000, 223 ff.; fiir den Bereich
des kollektiven insbesondere Betriebsverfassungsrechtes vgl. von Hoyningen-Huene, Streitschlichtung
im Betrieb, NZA 1987, 577; aus jiingerer Zeit Kramer, Mediation als Alternative zur Einigungsstelle im
Arbeitsrecht? NZA 2005, 135.

°  Mit dem seit 01.01.2004 in Kraft befindlichen § 1a KSchG hat der Gesetzgeber einen kleinen, zaghaften

Schritt in die Richtung auRergerichtlicher Streitbeilegung in Kiindigungsrechtsstreiten unternommen.

Kritisch hierzu Germelmann, Neue prozessuale Probleme durch das Arbeitsgerichtsbeschleunigungs-

gesetz, NZA 2000, 1117, 1124.

Ausweislich des Statistischen Jahrbuchs fiir die BRD sind im Jahr 2003 bei Deutschen Arbeitsgerichten
insgesamt 630 666 Klagen im Urteilsverfahren anhdngig geworden. Im gleichen Jahr wurden 635 772
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rechtlichen Streitigkeiten vermag die bislang seitens des Gesetzgebers geiibte
Zuriickhaltung der Forderung der auBergerichtlichen Streitbeilegung in Arbeits-
sachen begriinden. Gleichwohl ist auch fiir den Bereich des Arbeitsrechtes eine
Verstarkung der auBergerichtlichen Streitbeilegung bzw. Mediation angezeigt.

Insoweit sind zwei groRe Bereiche zu unterscheiden: Zum einen der Bereich des
individualrechtlichen (dazu unten 1.) und der Bereich der kollektiven Rechtsstreitig-
keiten und dort insbesondere der betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten
(dazu unten 2.).

1. Individualrechtliche Streitigkeiten

Das geltende Arbeitsgerichtsgesetz schiebt der verfalRten auBergerichtlichen Streit-
beilegung durch §§ 101 ff. ArbGG und § 111 ArbGG in gewissem MaR ein Riegel vor.
§ 101 Abs. 3 ArbGG schlieBt fiir den Bereich des Arbeitsrechtes die Anwendung des
schiedsrichterlichen Verfahrens nach §§1025 ff. ZPO vollstandig aus. Eroffnet ist
dieser Weg lediglich fir Streitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien (§ 101 Abs. 1
ArbGG) und fiir Streitigkeiten fiir bestimmte Beschaftigtengruppen, wie etwa
Biihnenkiinstler, Filmschaffende, Artisten oder Kapitane und Besatzungsmitglieder
(§ 101 Abs. 2 ArbGG). Daneben bietet § 111 Abs. 2 ArbGG die Moglichkeit, zur Beilegung
von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden aus einem be-
stehenden Berufsausbildungsverhaltnis Schlichtungsausschiisse zu bilden.

a. Verstarkung aulRergerichtlicher Streitbeilegung durch Schlichtungs-
ausschiisse nach § 111 Abs. 2 ArbGG.

Schlichtungsausschiisse nach § 111 Abs. 2 ArbGG sind nach der derzeitigen Rechtslage
freiwillig. Es steht den zustdndigen Ausbildungstragern frei, einen solchen Ausschuf
einzurichten oder auf dessen Einrichtung zu verzichten™. Wenn und soweit ein
entsprechender SchlichtungsausschuR in Berufsausbildungsstreitigkeiten ein-
gerichtet ist, steht einer unmittelbaren Anrufung des Arbeitsgerichtes die Einrede
des bestehenden Schlichtungsausschusses entgegen. Solange das Verfahren vor dem
AusschuB nicht durchgefiihrt und damit beendet ist, kann das Arbeitsgericht nicht
angerufen werden. Eine gleichwohl erhobene Klage ist unzuldssig, denn die An-
rufung eines bestehenden Schlichtungsausschusses ist nach allgemeiner Auffassung
ProzelRvoraussetzung fiir die folgende arbeitsgerichtliche Klage™. Teilweise wird die
Regelung des § 11 Abs. 2 ArbGG als nicht mehr zeitgemal? angesehen und deren
Abschaffung empfohlen®.

Die an der Regelung des § 111 Abs. 2 ArbGG geiibte Kritik ist die Schwierigkeit, fir die
betreffenden Parteien festzustellen, ob das Arbeitsgericht direkt angerufen werden
kann oder ob zunachst ein entsprechendes Schlichtungsverfahren durchzufiihren ist.

Klagen erledigt, davon 299 310 durch Vergleich. Im gleichen Zeitraum wurde von den im Jahr 2003
erledigten 22 344 Berufungsverfahren nochmals 7 948 durch Vergleich erledigt. Allerdings ist insoweit
zu beriicksichtigen, daB sich unter der Erledigungsart ,auf sonstige Weise“ eine Vielzahl von Er-
ledigungen aullerhalb des Rechtsstreites durch auRergerichtliche vergleichsweise Beilegung des
Rechtsstreites erledigt haben, so daR insgesamt von einer weit hoheren giitlichen Erledigungsquote
auszugehen ist als es die reinen statistischen erfalBten Vergleiche widerspiegeln.

3 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége, Kommentar zum ArbGG , 5. Aufl. 2004, § 111 ArbGG,
Rn.12.

B

Vgl. statt vieler Germelmann/Mattes/Priitting/Miiller-Gloge, Kommentar zum ArbGG, 5. Aufl. 2004,
§ 111 ArbGG, Rn. 19.

s Vgl. etwa ausdriicklich Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége, Kommentar zum ArbGG, 5. Aufl.
2004, § 111 ArbGG, Rn. 11.
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Dies hat nicht zuletzt in Bestandsschutzstreitigkeiten immense Bedeutung, denn im
Falle des Bestehens eines solchen Ausschusses ist nach wohl Uiberwiegender
Meinung die Wahrung der Drei-Wochen-Klagefrist des § 4 KSchG fiir die Anrufung
des Schlichtungsausschusses nicht mafligeblich. Besteht ein solcher Schlichtungs-
ausschul jedoch nicht, so ist zwingend die Klagefrist des § 4 KSchG zu beachten™.
Oftmals wissen die Auszubildenden und ihre Bevollmachtigten nicht, ob ein
SchlichtungsausschuB besteht. In der Praxis ergibt sich haufig die Situation, daB der
gekiindigte Auszubildende zundchst Klage zum Arbeitsgericht erhebt. Erst durch
einen richterlichen Hinweis betreffend das Erfordernis der vorrangigen Durch-
flihrung des Verfahrens vor dem Schlichtungsausschul}, erfahren die Parteien von
dessen Existenz.

Die vermeintliche schwierige Rechtslage betreffend der Schlichtungsausschiisse
nach § 111 Abs. 2 ArbGG darf jedoch nicht dazu fiihren, daR diese abgeschafft werden.
Viel eher sollte der Gesetzgeber dariiber nachdenken, ob er die, die Ausbildung
tragenden Selbstverwaltungskorperschaften (Handwerkskammer, Industrie- und
Handelskammern, Arztekammern, Rechtsanwaltskammern etc.), nicht zur Ein-
richtung solcher Ausschiisse verpflichten sollte. Die unbefriedigende Situation im
Bereich des §111 Abs. 2 ArbGG besteht vorrangig darin, dal8 solche Schlichtungs-
ausschiisse eben nicht fiir alle Berufe eingerichtet sind. MiiSten solche Schlichtungs-
ausschiisse jedoch zwingend eingerichtet werden, so waren sie auch jeweils vor-
rangig anzurufen. Dies hatte zwar nicht die Entlastungswirkung auf die Arbeits-
gerichte i. S., da® Dutzende oder gar Hunderte von Verfahren jahrlich fiir jeden
Richter entfielen, jedoch ware es eine nicht zu vernachlassigende Zahl. Die Mitglieder
eines solchen Ausschusses sind regelmaRig sachndher als die Arbeitsrichter und
konnen gelést vom materiellen und ProzeRrecht tragfiahige Kompromisse er-
arbeiten”.

b. Einrichtung von Schlichtungskommissionen durch die Tarifvertragsparteien

Das System der aullergerichtlichen Streitbeilegung kennt im arbeitsgerichtlichen
Verfahren dariiber hinaus in den Grenzen der §§101 ff. ArbGG auch noch einen
anderen Ansatz, der nicht aulRer acht bleiben darf. Zahlreiche Tarifvertrage sehen
unter nahezu vollstandiger AusschlieBung des staatlichen Rechtsweges, die An-
rufung von paritatischen Kommissionen bzw. Schlichtungskommissionen vor. So ist
etwa in § 7 des Entgeltrahmentarifvertrages fiir die Beschaftigten in der Metall- und
Elektroindustrie Baden-Wiirttemberg ein besonderes Verfahren zur Ermittlung der
Eingruppierung vorgesehen, welches nahezu vollstindig die Anrufung staatlicher
Gerichte ausschlieRt. Der Gedanke der tarifvertraglichen Schlichtung ist — abgesehen
von den Fragen der Eingruppierung und den besonderen Verfahren fiir den Bereich
der Biihnenkiinstler, Filmschaffenden, Artisten oder Kapitdne — nach §101 Abs. 2
ArbGG nicht besonders entwickelt.

Vorstellbar ist, die tarifvertragliche Schlichtung auszudehnen. Zur Rechts-
setzungsmacht der Tarifvertragsparteien gehort es, auch prozessuale Normen zu

' Vgl. Léwisch/Spinner, Kommentar zum KSchG, 9. Aufl. 2004, § 4 KSchG, Rn. 30 m. zahlreichen Nw. aus
der Rspr.

7 Aus meiner eigenen Praxiserfahrung kann ich jedoch feststellen, daf sich diese Verfahren samtlich
innerhalb weniger Monate — meist durch Klagriicknahme — erledigen, denn regelmaRig findet der
SchlichtungsausschuB eine fiir beide Parteien tragfahige Losung, was nicht zuletzt auch darauf zuriick
gefiihrt werden kann, dal® es dem Schlichtungsausschul? gelingt den Auszubildenden in ein anderes
Ausbildungsverhaltnis zu vermitteln.
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setzen™. Allerdings ist diese Rechtssetzungsbefugnis der Tarifvertragsparteien
eingeschrankt. Eine solche Einschrankung ergibt sich etwa aus § 101 Abs. 2 ArbGG.
Uber den dort genannten Kreis hinaus steht den Tarifvertragsparteien nach dem
geltenden Recht eine weitergehende Normsetzungsbefugnis betreffend
prozessualer Normen hinsichtlich des Ausschlusses der staatlichen Gerichtsbarkeit
nicht zu. Uberlegenswert wire, den § 101 Abs. 2 ArbGG zu erweitern und den Tarif-
vertragsparteien eine Moglichkeit zu geben, Giber den genannten Arbeitnehmerkreis
des § 101 Abs. 2 ArbGG hinaus, tarifliche Schiedsgerichte vorzusehen. Dies ist nichts
vollig Neues. Der Tarifvertrag zur Beschaftigungssicherung zwischen |G Metall Bezirk
Baden-Wiirttemberg und Siidwestmetall etwa sieht in § 2.6 die Einschaltung einer
tariflichen Schlichtungsstelle bei Beschiftigungsproblemen vor. Uber §3 dieses
Tarifvertrages gilt dies auch bei der Frage der Ubernahmeverpflichtung von Aus-
zubildenden im Anschluf’ an die Berufsausbildung.

c. Betriebliche Schlichtungsstellen

Denkbar ware schlieBlich auch, daB eine Moglichkeit geschaffen wird, vor Anrufung
des staatlichen Gerichtes eine von Arbeitgeber und Betriebsrat eingerichtete Stelle
anzurufen. Eine solche Einrichtung konnte allerdings nur auf freiwilliger Basis er-
folgen, da das geltende Betriebsverfassungsgesetz eine Regelungskompetenz der
Betriebsparteien in diesem Bereich nicht vorsieht. Die Einrichtung solcher verfal3ter
Schlichtungsstellen ware allerdings mit der Gefahr verbunden, die Betriebparteien
zu Uberlasten und das betriebsverfassungsrechtliche Gebot der vertrauensvollen
Zusammenarbeit gem. § 2 Abs. 1 BetrVG durch die Hinzufiigung individualrechtlicher
Streitigkeiten einer unnétigen Belastungsprobe auszusetzen.

d. Starkung der auBergerichtlichen Streitbeilegung durch die Arbeitsvertrags-
parteien selbst

Sehr viele Rechtsstreitigkeiten werden dadurch vermieden, dal Arbeitnehmer und
Arbeitgeber selbst einen drohenden Rechtsstreit einvernehmlich abwenden. Dieses
Ziel verfolgt auch der mit Wirkung vom 01.01.2004 eingefiihrte §1a KSchG fiir den
Bereich des Kiindigungsrechts. Auch das Rechtsanwaltsvergitungsgesetz hat durch
die Schaffung der Einigungsgebiihr dieses Ziel verfolgt. Fiir den zahlenmaRig be-
sonderes relevanten Bereich des Kiindigungsschutzrechts stellt jedoch § 144 SGB IlI
ein besonders Hemmnis fiir auergerichtliche Losungen dar. § 144 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1
SGB Il in der Auslegung des Bundessozialgerichts steht der auRRergerichtlichen
Verstandigung in Bestandsschutzstreitigkeiten entgegen™. Seit das Urteil des
Bundessozialgerichts vom 18.12.2003% veréffentlicht ist, scheuen viele Anwalte aus
verstandlichen Griinden eine aulRergerichtliche Streitbeilegung eines Kiindigungs-
rechtsstreites. Will der Gesetzgeber fiir den Bereich des Arbeitsrechtes eine auRer-
gerichtliche Streitbeilegung gerade auch fiir den besonderes wichtigen Bereich der
Kiindigungsschutzrechtsstreite férdern, so muf3 er den Abwicklungsvertrag aus dem
Anwendungsbereich des § 144 SGB Ill explizit ausnehmen.

®  Lowisch/Rieble, Kommentar zum Tarifvertragsgesetz, 2. Aufl. 2004, § 1Rn. 146 ff.

9 BSG Urteil vom 18.Dezember 2003 — B 11 AL 35/03 R — SozR 4-4300 § 144 Nr. 6 = NZA 2004, 661 = DB
2004, 1514 = EzA § 144 SGB lll Nr. 4. Vgl. auch Bauer/Krieger, Das Ende der aulRergerichtlichen Beilegung
von Kiindigungsstreitigkeiten ?, NZA 2004, 640 ff., die zu Recht darauf hinweisen, daB durch die vor-
genannte Entscheidung des Bundessozialgerichts auf die Arbeitsgerichte zusatzliche Arbeit zukommt.

20 BSG Urteil vom 18. Dezember 2003 — B 11 AL 35/03 R — S0zR 4-4300 § 144 Nr. 6 = NZA 2004, 661 = DB
2004, 1514 = EzA § 144 SGB llI Nr. 4.
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2. Kollektive Streitigkeiten, insbesondere betriebsverfassungsrechtliche
Streitigkeiten

Die aulRergerichtliche Streitbeilegung sollte jedoch nicht nur auf den Bereich des
Individualarbeitsrechtes beschrankt bleiben. Auch im Bereich des kollektiven Arbeits-
rechtes bieten sich solche Losungsmechanismen an. Hier sind zum einen die tarif-
liche Seite und zum anderen die betriebsverfassungsrechtliche Seite zu unter-
scheiden.

a. AuBergerichtliche Streitschlichtung im Tarifrecht

Soweit es die aullergerichtliche Streitbeilegung im Rahmen tarifrechtlicher
Auseinandersetzungen einschlieRlich des Arbeitskampfrechtes angeht, sehen die
Tarifvertragsparteien selbst regelmaRig Schlichtungsmoglichkeiten vor. Zusatzlich
zu den entsprechenden Tarifvertragen gibt es darliber hinaus das nach wie vor
fortgeltende Kontrollratsgesetz Nr. 35%. GroRRe Entlastungen der Arbeitsgerichte
durch weitere SchlichtungsmalRnahmen in diesem Bereich sind allerdings nicht zu
erwarten, denn die Gesamtzahl der arbeitskampfrechtlichen Streitigkeiten im Ver-
haltnis zu Verguitungs- und Kiindigungsschutzverfahren sind vergleichsweise gering
und eher zu vernachlassigen.

b. AuBergerichtliche Streitschlichtung im Betriebsverfassungsrecht

Fur den Bereich des Betriebsverfassungsrechtes halt das geltende Recht einen seit
langer Zeit erprobten Weg aullergerichtlicher Streitschlichtung bereit, die Einigungs-
stelle gem. § 76 BetrVG. Allerdings ist die Einigungsstelle gerade von Arbeitgeber-
seite immer wieder Kritik ausgesetzt. Die betriebsverfassungsrechtliche Einigungs-
stelle wird wegen ihrer Schwerfdlligkeit oft kritisiert®, nicht zuletzt auch wegen der
Schwierigkeiten, geeignete Personen fiir den Vorsitz zu finden®. Daneben werden
selbstverstandlich auch die nicht zu vernachlassigenden Kosten einer solchen
Einigungsstelle angeprangert?.

Ubersehen wird dabei oft, daR gem. § 76 Abs. 8 BetrVG die Méglichkeit besteht, an
die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle eine tarifliche Schlichtungsstelle treten zu
lassen. Tarifvertrage konnen Regelungen treffen, innerhalb welcher Zeit die
Schlichtungsstelle tatig werden muf3, verbindlich die Beisitzerzahl festschreiben und
darliber hinaus Vergitungsfragen regeln. SchlieBlich ist es auch denkbar,
Regelungen betreffend der Person des Vorsitzenden vorzusehen. § 2.6 des Tarif-
vertrages zur Beschaftigungssicherung zwischen der |G Metall, Bezirk Baden-
Wiirttemberg, und Sudwestmetall sieht vor, wenn ein Vorsitzender nicht ein-
vernehmlichen gefunden wird, da® der Prasident des Landesarbeitsgerichts Baden-
Wiirttemberg einen Vorsitzenden bestimmt.

Vorstellbar ware aber auch, daR bei den ortlich zustandigen Arbeitsgerichten das
jeweilige Prasidium eine Liste denkbarer Vorsitzender erstellt und im Falle einer
Nichteinigung von dieser Liste ein Vorsitzender eingesetzt wird. Es ware auch nicht
ausgeschlossen, entsprechende gesetzliche und tarifvertragliche Regelungen vor-
ausgesetzt, dal die Ubernahme des Vorsitzes einer Schlichtungs- oder Einigungs-

* Vgl. insgesamt hierzu Lempke, Staatliche Schlichtung in Arbeitsstreitigkeiten nach dem Kontrollrats-
gesetz Nr. 35 — Relikt der Besatzungszeit oder Modell fiir Mediation im Arbeitsrecht?, RdA 2000, 223 ff.

2 Bauer, Einigungsstellen — Ein sténdiges Argernis, NZA 1992, 433 ff.
3 Vgl. Bauer, NZA1992, 433, 434.
4 Auch zu diesem Aspekt vgl. Bauer, NZA 1992, 433, 434 ff.
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stelle zu den Dienstaufgaben der Arbeitsrichter hinzugefiigt wird. In diesem Fall
ware es dann auch moglich, dal’ letzten Endes die Vorhaltung der Vorsitzenden zu
einer staatlichen Aufgabe wird, fiir deren Inanspruchnahme Gebiihren an die Staats-
kasse zu entrichten sind. Denkbar ware also etwa, dalR das Prasidium des Arbeits-
gerichtes eine gewisse Anzahl von Vorsitzenden bestimmt, welche entsprechende
Einigungsstellen als dienstliche Aufgaben wahrnehmen und dafiir in anderen Ver-
fahren entlastet werden. Auch ist insoweit zu beachten, da8 nicht eine unzulassige
Begrenzung des Personenkreises fir die Ubernahme von Einigungsstellen eintritt.
Allerdings tagen mehr als 9o % aller Einigungsstellen unter dem Vorsitz von Arbeits-
richtern. Soweit es die von den Beteiligten dieser Einigungs- oder Schlichtungsstelle
zugezogenen Rechtsanwilte angeht, ware auch an eine Einflihrung eines ge-
sonderten Gebiihrentatbestandes im RVG zu denken, um damit insgesamt letztlich
die Kosten einer Einigungsstelle kalkulierbar zu machen. Auch alternative Streit-
schlichtungsmodelle waren denkbar®.

3. Weitere verfallte Mediation nach Beschreiten des Rechtsweges

Uber die beschriebenen Veranderungen im vorgerichtlichen Bereich wire aber auch
nach Beschreiten des Rechtsweges eine Mediation denkbar. Nach § 57 Abs. 2 ArbGG
soll das Gericht in jeder Lage des Verfahrens versuchen, eine giitliche Erledigung des
Rechtsstreites herbeizufiihren. Mit der obligatorischen Giiteverhandlung nach § 54
ArbGG steht sicherlich bereits ein duBerst wirkungsvolles Instrumentarium zur
Verfligung. Dadurch haben die Parteien bereits in einem sehr friihen Stadium des
gerichtlichen Verfahrens — regelmafRig nur wenige Tage oder Wochen nach Ein-
reichung einer Klage — die Moglichkeit, ihre Sicht der Dinge einem Richter zu er-
ldutern.

Dies ist fiir viele Parteien ein besonders wichtiger Umstand. Gerade in Klindigungs-
schutzstreitigkeiten aber auch in anderen Streitigkeiten bei den Arbeitsgerichten ist
der Dreh- und Angelpunkt, aus dem der Rechtsstreit entsteht, das die Parteien ver-
bindende Arbeitsverhaltnis. Haufig ist ein konkreter Streitpunkt, der Gegenstand des
Rechtsstreites ist, nur kleiner Ausschnitt eines ganzen Problembiindels. Die Aus-
flihrungen der Parteien selbst moégen nicht zwingend entscheidungserhebliche
Punkte zum Gegenstand haben. Im Sinne einer dauerhaften Befriedung ist es jedoch
oft genug unabweislich notwendig auch Umstande aulBerhalb des Rechtsstreites in
Erwagung zu ziehen. Die insoweit zu beachtende Besonderheit des Arbeitsgerichts-
verfahrens ist das Arbeitsverhdltnis selbst. Von allen anderen Dauerschuld-
verhaltnissen ist es mit Sicherheit das Dauerschuldverhaltnis, welches das Leben der
beteiligten Personen in besonderem Mal3e pragt.

Gegen weitere verfalite Zwischenschritte konnte angefiihrt werden, da dadurch
eine Verzogerung des Rechtsstreites eintreten wiirde. Das arbeitsgerichtliche Ver-
fahren steht gem. § 9 Abs. 1 ArbGG unter dem allgemeinen arbeitsrechtlichen Be-
schleunigungsgrundsatz. Fiir Bestandsschutzsachen wird dies durch § 61a ArbGG
nochmals besonders herausgestellt. Selbstverstandlich gilt fir alle Gerichts-
barkeiten, daR Verfahren beschleunigt zu erledigen sind. Gerade aber in arbeits-
rechtlichen Auseinandersetzungen ist es fiir beide Parteien unabweisbar wichtig,
dal} sie zligig Rechtssicherheit erfahren. Dies darf bei Einflihrung einer Mediation
zwischen Gute- und Kammerverhandlung nicht unberiicksichtigt bleiben.

» Vgl. etwa Zieck in 50 Jahre Bundesarbeitsgericht, 2004, Interne Schlichtung zur Vermeidung von
Arbeitsgericht und Einigungsstelle, S. 1329 ff.; Kramer, Mediation als Alternative zur Einigungsstelle im
Arbeitsrecht?, NZA 2005, 135 ff.
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SchlieBlich muf3 es fiir die Parteien eines Rechtsstreites moglich bleiben, diesen
durch Urteil entschieden zu bekommen. Eine zwischengeschaltete Mediation darf
aber nicht dazu fiihren, daB den Parteien der Weg zum Urteil ,erschwert” wird. Es ist
»auch“ Aufgabe der Gerichte, Rechtsstreitigkeiten durch Urteil zu entscheiden.

Gleichwohl ist es bedenkenswert zwischen Giitetermin und Kammerverhandlung
eine Mediation zwischenzuschalten. Oft genug dauert es leider mehrere Monate bis
zur Kammerverhandlung. Bereits durch das Arbeitsgerichtsbeschleunigungsgesetz®
hat der Gesetzgeber durch die Einfligung des § 54 Abs. 1 Satz 5 ArbGG die Moglichkeit
eines sog. ,Zweiten Glitetermins® gesetzlich abgesichert. Seither kann der Giite-
termin im Einverstandnis mit den Parteien in einem alsbaldigen Termin fortgesetzt
werden. Diese Moglichkeit steht jedoch einzig zur Disposition der Parteien und kann
gegen ihren Willen nicht durchgesetzt werden. Insoweit ware denkbar, anstatt einer
2. Guteverhandlung vor dem zustdndigen Vorsitzenden, das Verfahren an einen
besonderes geschulten Mediator abzugeben. Dieser konnte dann mit den Parteien
den Rechtsstreit ausfiihrlich erortern, ohne dabei den Zwangen eines zur Ent-
scheidung berufenen Richters ausgesetzt zu sein. Eine Mediation im laufenden
Rechtsstreit kann sicherlich nur im Einverstandnis mir den Parteien erfolgen und
mul, damit keine Verfahrensverzégerung eintritt, sehr zeitnah erfolgen. Dann
konnte eine solche Mediation anstelle eines 2. Gltetermins sicherlich zur zligigen
Befriedung beitragen.”

1.  Anforderungen an das ProzeRrecht in erster Instanz

Der nun folgende Teil befaBt sich mit der Frage, welche gesetzlichen Anderungen im
Bereich des ArbGG und der ZPO aus Sicht eines Richters der ersten Instanz
wiinschenswert sind, um eine effiziente arbeitsgerichtliche Rechtsprechung auch in
Zukunft sicherzustellen. Dazu gehoéren zum einen die Frage der Befugnisse des
Vorsitzenden und damit der Spruchkdrperbesetzung (dazu 1.), Fragen betreffend das
Recht der ProzefRkostenhilfe und der Beiordnung nach § 1a ArbGG (dazu 2.), mog-
liche Anderungen im Bereich der 6rtlichen Zusténdigkeit (dazu unten 3.) und die
Konzentration des Sonderkiindigungsschutzes bei den Gerichten fiir Arbeitssachen
(dazu unten 4.).

1. Befugnisse der Vorsitzenden / Besetzung des Spruchkdrpers
a. Beibehaltung der ehrenamtlichen Richter

Dieser Gesichtspunkt ist eng mit dem Beschleunigungsgesichtspunkt verbunden.
BekanntermaBen werden die Rechtsstreite beim Arbeitsgericht von den Vor-
sitzenden vorbereitet, aber durch die Kammer erledigt. Immer wieder wird das
System der ,Laienbeteiligung an der Rechtsfindung” in Frage gestellt®. Insoweit ist
jedoch ein Modernisierungsbediirfnis dergestalt, daR man auf die ehrenamtlichen
Richter verzichtet, nicht ersichtlich®. Sicher ist, daR die Beteiligung der ehren-

%6 Gesetz vom 30. Mirz 2000, BGBI. |, 2000, Seite 333.

1 Die Balanced Scorecard einer Arbeitsgerichtsbarkeit hilft das Mediationsverfahren in ein system-
gerechtes Gesamtprogramm zu integrieren, Francken, Das Neue Steuerungsmodell und die Arbeits-
gerichtsbarkeit, NZA 2003, 457, 462 m.w.N. in Fn. 89.

Allgemein zu den ,Laienrichtern“: Windel, Soll am Laienrichterwesen festgehalten werden?, ZZP 112,
203 ff,; Vultejus/Volk, Starkung der Rolle der Schoffen, ZRP 2004, 63. Fiir den Bereich der Arbeits-
gerichte Binkert/Eylert, Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in der Giiteverhandlung vor dem
Arbeitsgericht, NZA 1989, 872 ff.

»9 Ausdriicklich fiir die Beibehaltung der ehrenamtlichen Richter in der Arbeitsgerichtsbarkeit Wagner,
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amtlichen Richter nicht nur fiir den Staatshaushalt aufgrund der Erstattung der
Reisekosten wie auch des Verdienstausfalles mit Belastungen, sondern auch fur die
ehrenamtlichen Richter mit finanziellen EinbuBen und Zeitverlust verbunden ist.
Allerdings ist die Qualitat der Tatigkeit der ehrenamtlichen Richter sehr hoch. Sie
werden von den sie vorschlagenden Verbanden geschult und finden sich Stiick fiir
Stlck in ihr Amt ein3°. Die ehrenamtlichen Richter bei den Gerichten fiir Arbeits-
sachen sind alles andere als , Laienrichter” im Sinne fehlender Rechtskenntnisse. Die
ehrenamtlichen Richter sind aufgrund der gesetzlichen Vorgaben der §§ 21 ff. ArbGG
am Arbeitsleben beteiligt. Sie sind tagtaglich in den Unternehmen und bringen ihre
dort gemachten Erfahrungen ein. Auf der anderen Seite nehmen sie aber auch ihre
bei Gericht gewonnenen zusatzlichen Rechtskenntnisse mit zuriick in ihre tagliche
Arbeit.

Die Unterstutzung durch die ehrenamtlichen Richter ist besonders wichtig. Gerade
fir berufsrichterliche Neueinsteiger erweist es sich als hilfreich, nicht nur die berufs-
richterlichen Kollegen zu Rate ziehen zu konnen, sondern sich sowohl in der Be-
ratung als auch in der Verhandlung der Unterstiitzung durch die ehrenamtlichen
Richter sicher sein zu konnen. Die Beteiligung der ehrenamtlichen Richter férdert
auch in besonderem Maf} die giitliche Streitbeilegung im Kammertermin. Ein Ver-
gleichsvorschlag, welchen der Vorsitzende namens der Kammer unterbreitet und der
im Rahmen der sich anschlieBenden Diskussion von den ehrenamtlichen Richtern
nochmals mit deren eigenen Worten erldutert wird, stoBt auf weit groRere
Akzeptanz als ein Vergleichsvorschlag, den der Berufsrichter unterbreitet. Auch
finden die Urteile, die durch die Kammer gefdllt werden, ein hoheres MafR an
Akzeptanz. Nicht zuletzt schult die Beteiligung der ehrenamtlichen Richter auch
jeden Berufsrichter darin, seine eigene Auffassung in verstandlichen Worten darzu-
stellen und den eigenen Blick zu scharfen. Die ehrenamtlichen Richter bringen aus
ihrer taglichen Praxis viele Kenntnisse mit, die fiir das Verstandnis des Falles, etwa
betreffend technischer Fertigungsablaufe und betrieblicher Gegebenheiten, unab-
dingbar sind und nicht selten Sachverstandige tiberfliissig machen.

b. Erweiterung des Kataloges nach § 55 Abs. 1 ArbGG

Im Sinne einer Effizienzsteigerung ware an eine Erweiterung der Befugnisse der
Vorsitzenden zu denken. Durch das Arbeitsgerichtsbeschleunigungsgesetz 2000
wurde der Katalog der Alleinentscheidungsbefugnis nach § 55 Abs. 1 ArbGG um die
Entscheidung liber die ortliche Zustandigkeit und die Aussetzung des Verfahrens
erweitert. Neben § 55 Abs. 1 ArbGG tritt noch die Méglichkeit des § 55 Abs. 3 ArbGG,
wonach die Parteien in der Giteverhandlung den Ubergang in die streitige Ver-
handlung und Entscheidung durch den Vorsitzenden alleine beantragen kénnen.

Der Katalog des § 55 Abs. 1 ArbGG sollte erweitert werden. Aus Praktikersicht er-
freulich war die Einfiihrung der Mdglichkeit, Uber die ortliche Zustandigkeit als
Vorsitzender alleine zu entscheiden. Allerdings sollte § 55 Abs. 1 ArbGG auch auf die
Frage der Zuldssigkeit des beschrittenen Rechtsweges ausgedehnt werden. Bei der
Priifung der Zulassigkeit des beschrittenen Rechtsweges geht es vorrangig darum,
den Rechtsstreit in einem moglichst friihen Verfahrensstadium in den richtigen

Soll es weiter ehrenamtliche Richter geben?, DRiZ 2005, 118, 119.

3 Es soll nicht verschwiegen werden, dal es, wenn auch wenige, ehrenamtliche Richter gibt, die nur
bedingt den Anforderungen ihres Amtes gerecht werden.

3 Gesetz zur Vereinfachung und Beschleunigung des arbeitsgerichtlichen Verfahrens (Arbeitsgerichts-
beschleunigungsgesetz) vom 30.03.2000, BGBI. I, 333.
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Rechtsweg zu stellen. RegelmdRig werden die Rechtswegentscheidungen ohne
mindliche Verhandlung vor der Kammer entschieden. Nicht gerade selten werden
die entsprechenden Beschliisse vom Vorsitzenden bereits vorab ausgearbeitet und
nach mehr oder minder ausfuihrlicher Diskussion durch die Kammer unterzeichnet.

Ahnliches gilt auch fiir die Frage der Entscheidung lber die nachtragliche Klage-
zulassung nach § 5 Abs. 4 KSchG. Zwar ist nach Teilen der Rechtsprechung es bislang
bereits moglich, eine Alleinentscheidung des Vorsitzenden in Fdllen der nach-
traglichen Klagezulassung gem. § 55 Abs. 3 ArbGG herbeizufiihren®. Allerdings gibt
es seit jeher gewichtige Stimmen, die aufgrund des klaren Wortlautes des § 5 Abs. 4
KSchG diese Moglichkeit ablehnt?. Dazu kommt, dass soweit ersichtlich zumindest
beim Abhilfeverfahren zwingend die Kammer in voller Besetzung zu entscheiden
hat3*. Durch eine Anderung des § 5 Abs. 4 Satz 1 KSchG und die gleichzeitige Auf-
nahme der nachtraglichen Klagezulassung in den Katalog des § 55 Abs. 1 ArbGG kann
das Verfahren der nachtraglichen Klagezulassung deutlich beschleunigt werden.

Unter Beschleunigungsgesichtspunkten ist auch eine weitere Erganzung des § 55
Abs. 1 ArbGG angezeigt. So sollte auch die Verwerfung eines unzulassigen Einspruchs
- sei es gegen ein Versaumnisurteil oder einen Vollstreckungsbescheid, was beides
gem. § 341 ZPO durch Urteil zu erfolgen hat — in den Katalog des § 55 Abs. 1 ArbGG
aufgenommen werden. Nach derzeitiger Rechtslage hat die Verwerfung eines unzu-
lassigen Einspruchs gegen ein Versdumnisurteil durch Urteil, welches auch auler-
halb der miindlichen Verhandlung ergehen kann, durch die Kammer zu erfolgen.
Hier erscheint eine Beteiligung der ehrenamtlichen Richter nicht zwingend, denn
letztlich geht es in diesem Bereich um die Frage, ob der Einspruch innerhalb der
einwdchigen Frist des § 59 ArbGG eingelegt ist bzw. aus anderen Griinden unzulassig
ist. Es erfolgt eine reine Formalienpriifung. Mit einer entsprechenden Erganzung des
§ 55 Abs. 1 ArbGG ware zugleich auch die Streitfrage erledigt, ob bei einem unzu-
lassigen Einspruch gegen ein Vollstreckungsbescheid gem. § 46a Abs. 6 ArbGG
zwingend die Bestimmung eines Termins zur Verhandlung vor der Kammer erfolgen
muf33.

c. Verdnderung des § 55 Abs. 3 ArbGG

Dariiber hinaus kdnnte auch iiber eine Verdanderung des § 55 Abs. 3 ArbGG nach-
gedacht werden. Bislang ermoglicht § 55 Abs. 3 ArbGG den Parteien, auf deren uber-
einstimmenden Antrag hin eine Entscheidung durch den Vorsitzenden herbeizu-
flhren. Voraussetzung ist, dal} ein entsprechender Antrag in der Giiteverhandlung

3 KR-Friedrich, 7.Auflage 2004, § 5 KSchG Rn.126; APS-Ascheid, 2. Auflage 2004, § 5 KSchG Rn. 95; ErfK-
Ascheid, 5. Auflage 2005, § 5 KSchG Rn. 28; v. Hoyningen-Huene/Linck, 13. Auflage 2002, § 5 KSchG Rn.
28; LAG Frankfurt BeschluR vom 27. Marz 1987 — 13 Ta 74/87 — LAGE § 55 ArbGG 1979 Nr. 2 = RzK | 10d
Nr.12 (LS) = ArbuR 1988, 60 (LS).

3 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Gloge, Kommentar zum Arbeitsgerichtsgesetz, 5. Auflage
2004, § 55 ArbGG Rn. 32; ErfK-Koch, 5. Auflage 2005, § 55 ArbGG Rn. 6; HaKo-Gallner, 2. Auflage 2004,
§ 5 KSchG Rn. 70; LAG Frankfurt Beschluss vom 19. Dezember 1986 — 13 Ta 347/86 — LAGE § 55 ArbGG
1979 Nr.1=NZA 1987, 536 (LS) = BB 1987, 1033 (LS).

3% [owisch/Spinner, 9. Auflage 2004, §5 KSchG Rn 33; Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége,
Kommentar zum Arbeitsgerichtsgesetz, 5. Auflage 2004, § 78 ArbGG Rn. 10; LAG Baden-Wiirttemberg
Beschluf® vom 07.08.2002 —15 Ta 12/02 — LAG Report 2003, 150.

35 So ausdriicklich LAG Bremen, Beschlu® vom 17. August 1988 — 4 Ta 31/ 88 — LAGE § 46a ArbGG 1979 Nr.
1; LAG Baden-Wiirttemberg, BeschlufR vom 11. Dezember 1990 — 14 Ta 15 / 9o — LAGE § 46a ArbGG 1979
Nr. 2; a. A. LAG Baden-Wiirttemberg, Beschluss vom 27. Mai 1993 —16 Ta 6 / 93 — LAGE § 700 ZPO Nr.1=
NZA 1994, 575, Germelmann/Mattes/Priitting/Miiller-Glége, 5. Aufl. 2004, §46a ArbGG Rn. 29;
ErfK/Koch, 5. Aufl. 2005, § 46a ArbGG, Rn. 17.
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gestellt wird und sich sofort die streitige Verhandlung anschlieBt und in dieser eine
verfahrensbeendigende Entscheidung ergehen kann3*. Bei normalen Abliufen, d.h.,
wenn zwischen Klageeingang und Giiteverhandlung wenige Tage oder allenfalls drei
Wochen liegen, wird es schwer sein, bereits einen ausreichenden schriftsatzlichen
Vortrag zu haben. Geeignet fiir solche Einzelrichterentscheidungen sind etwa
Rechtsstreite, bei denen es um die Auslegung einer Vertragsklausel geht oder die
berlihmte Streitfrage ,,80 oder 100 % Entgeltfortzahlung?“, die auf nahezu jeder
Tagesordnung der Arbeitsgerichte stand. Es ware liberdenkenswert, den Parteien
Uber § 55 Abs. 3 ArbGG hinaus die Moglichkeit an die Hand zu geben, eine Ent-
scheidung durch den Vorsitzenden als Einzelrichter zu erhalten. Sinnvoll ist dies mit
Sicherheit nur, wenn es zu einer ziigigeren Verfahrensbeendigung fiihrt. Etwa zu
denken ist an Fille, wo zwischen den Parteien die korrekte Berechnung einer Karenz-
entschadigung nach §§74 ff. HGB streitig ist. Nur selten wird man bereits im
Rahmen der Giiteverhandlung abschlieBend den erforderlichen Rechenweg be-
urteilen konnen und damit ein entsprechendes Urteil erlassen kénnen. Da aber § 55
Abs. 3 ArbGG in seiner heutigen Fassung zwingend vorschreibt, daf die Entscheidung
unmittelbar — ebenso die verfahrensbeendigende Entscheidung —im Anschluf an die
Giteverhandlung erfolgen muB, steht dieser Weg eben nur selten offen.

Auch im Falle einer Erweiterung des § 55 Abs. 3 ArbGG darf das System der ehren-
amtlichen Richter keinesfalls auf dem Altar der Modernitat geopfert werden. Die
ehrenamtlichen Richter sind Teil der Gerichte fiir Arbeitssachen und missen es auch
bleiben. Eine Ausdehnung der Befugnisse der Vorsitzenden, wie sie in den ver-
gangenen Jahren immer wieder stattgefunden hat, gefahrdet das System jedoch
nicht.

d. Einstweiliger Rechtschutz in BeschluRverfahren

Im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung sollte auch tiberdacht werden, § 85 Abs. 2
ArbGG zu verandern. § 85 Abs. 2 Satz 2 ArbGG ordnet fiir den Fall einstweiliger Ver-
fligungen in BeschluBverfahren ausdriicklich an, daR die Entscheidungen durch
Beschlul? der Kammer ergehen. Dies bedeutet, dalR auch im Falle besonderer Dring-
lichkeit nicht der Vorsitzende alleine handlungsbefugt ist, sondern es einer Ent-
scheidung durch eine Kammer bedarf. Gerade bei einstweiligen Verfiigungen liegt
regelmalig eine besondere Dringlichkeit vor. Es steht jedoch oftmals keine voll
besetzte Kammer zur Verfiigung. Dies fiihrt dazu, daR vor Erlal3 einer entsprechen-
den einstweiligen Verfiigung, zunachst die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Geschaftsstelle liber die sog. ,Hilfsliste“ die entsprechenden ehrenamtlichen Richter
beischaffen missen. Hierdurch kann wertvolle Zeit verloren gehen. Insoweit er-
scheint es liberlegenswert, § 85 Abs. 2 Satz 2 ArbGG dahingehend zu dndern, da im
Falle einer Entscheidung ohne miindliche Verhandlung, der Vorsitzende den Be-
schluB alleine erlaR3t.

2. ProzeRkostenhilfe und § 11a ArbGG

a. Anderungen im ProzeRBkostenhilfeverfahren

Auf den ersten Blick nur bedingt unter dem Gesichtspunkt der Modernitat, vor allem
aber unter fiskalischen Erwagungen, verdient das Recht der ProzeRkostenhilfe und
der Beiordnung nach § 11a ArbGG besonderes Augenmerk.

36 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége, Kommentar zum Arbeitsgerichtsgesetz, 5. Auflage
2004, § 55 ArbGG Rn. 28 ff.
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Die Bewilligung von Prozel3kostenhilfe und in gewissem Umfang auch die Bei-
ordnung nach § 1a ArbGG belasten die Justizhaushalte und damit auch die Gesamt-
haushalte der Lander in nicht zu vernachldssigender Weise. Zum einen wird durch
die Gewahrung von ProzeRkostenhilfe der der Staatskasse eigentlich zustehende
Anspruch auf Gerichtsgebiihren nach dem Gerichtskostengesetz verhindert.
Daneben tragt die Staatskasse auch die Auslagen® etwa fiir Zeugen, Sach-
verstiandige, Dolmetscher und &hnliches. Im Unterschied zum Recht der ProzeR-
kostenhilfe sind diese Kosten bei einer Beiordnung nach § na ArbGG nicht mit-
erfat®. Der Hauptteil der Kosten besteht jedoch in beiden Fillen in den Ver-
gutungen der beigeordneten Rechtsanwalte. Wurden in Baden-Wiirttemberg im Jahr
1998 hierfiir alleine bei den Gerichten fiir Arbeitssachen etwa 2,63 Millionen Euro
aufgewandt, so waren es im Jahr 2003 bereits mehr als 4,66 Millionen Euro®. Dies
entspricht einer Steigerung in nur fiinf Jahren um mehr als 75%. Im gleichen Zeit-
raum sind bei den Arbeitsgerichten (nur 1. Instanz) allerdings auch die Verfahrens-
zahlen um mehr als 25% angestiegen“°. Fir das Jahr 2005 dirften durch die
Anderung des § 115 ZPO durch Art. 34 des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilfe-
rechts in das Sozialgesetzbuch* durch die damit ,versehentlich® erhohten Frei-
betrage* noch weiter ansteigen®.

Neben diesen fiskalischen Gesichtspunkten, welche zu einem Uberdenken des
Rechtes der ProzelRkostenhilfe AnlaR geben, muR jedoch auch das Verfahrensrecht
einschlielRlich der funktionellen Zustandigkeit einer kritischen Priifung unterzogen
werden.

Derzeit priift der Vorsitzende ein ProzeRBkostenhilfeersuchen dahin, ob die objektiven
Bewilligungsvoraussetzungen gegeben sind, namlich die hinreichende Aussicht auf
Erfolg der Rechtsverfolgung bzw. Rechtsverteidigung und die fehlende Mutwilligkeit.
Daneben obliegt ihm im Rahmen der Bewilligungsentscheidung auch die Prifung
der subjektiven Bewilligungsvoraussetzungen, also der persénlichen und wirtschaft-
lichen Verhaltnisse der antragstellenden Partei. Nach AbschlulR des Rechtsstreites
und Festsetzung der Gebiihren des beigeordneten Rechtsanwaltes, schlief3t sich in
der funktionellen Zustandigkeit der Rechtspfleger das Verfahren zur Uberprifung
der personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisses nach § 120 Abs. 4 ZPO an. Diese
Aufgabenaufteilung zwischen Richter und Rechtspfleger muR sowohl unter
Modernisierungsgesichtspunkten als auch unter fiskalischen Gesichtspunkten
Uberdacht werden. Zur Verdeutlichung, mag folgendes Beispiel dienen:

Ein Arbeitnehmer wird durch den Arbeitgeber auBerordentlich fristlos gekiindigt.
Gegen diese aulRerordentliche Kiindigung erhebt er — vertreten durch einen Rechts-
anwalt — Kiindigungsschutzklage zum Arbeitsgericht. Der Rechtsanwalt stellt zu-
gleich mit der Klagerhebung einen Antrag auf Bewilligung von ProzeRkostenhilfe. Da

37 Zum Begriff der Auslagen Spinner, in: Kreutzfeld, Neues Kostenrecht, Arbeitssachen richtig abrechnen,
1. Aufl. 2004 Rn. 433.

8 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége, s. Auflage 2004, §1a ArbGG Rn. 84; LAG Hamm
Beschlu vom 10. Juli 1981 — 8 Ta 133/81— LAGE § 11a ArbGG 1979 Nr. 2 (LS) = EzA § 11a ArbGG 1979 Nr. 2.

39 Zwischenbericht der Justizministerien Baden-Wiirttembergs und Niedersachsens, Begrenzung der
Aufwendungen fiir die ProzeRkostenhilfe, 2005.

40 Statistik des Landesarbeitsgerichts Baden-Wiirttemberg.
4 BGBI. 12003, 3022 in Kraft seit o1. Januar 2005.

4 Ausweislich der Gesetzesbegriindungen sollte durch die Verweisdnderung lediglich eine redaktionelle
Anpassung erfolgen, BT-Drucksache 15/1514 Seite 75.

4 Zwischenzeitlich ist dieses Versehen korrigiert worden BGBI. | 2005, 837 ff.
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nach §§ 14 ff. ZPO die Entscheidung liber den Antrag auf Bewilligung von ProzeR3-
kostenhilfe moglichst umgehend zu erfolgen hat und zwar unter Beachtung des zum
Zeitpunkt der Entscheidungsreife des Gesuchs vorhandenen Kenntnisstandes*, wird
regelmaRig, wenn nicht bereits die Kiindigung sich als offensichtlich rechtmaRig
darstellt, ProzeRkostenhilfe zu bewilligen sein. Unmittelbar nach Ausspruch der
aullerordentlichen Kiindigung verfiigt der klagende Arbeitnehmer regelmaRig tber
keinerlei Einklinfte, denn der Arbeitgeber stellt aus seiner Sicht zu Recht jede weitere
Gehaltszahlung ein und die Bundesagentur fir Arbeit Ubt bei der Frage von Be-
willigung von Arbeitslosengeld eine gesetzlich verordnete Zuriickhaltung, § 144 Abs.
1Satz 2 Nr.1SGB lIl. Sollte der Arbeitnehmer nicht lber ein einzusetzendes Vermogen
verfiigen, ist ihm ratenfrei ProzeRkostenhilfe zu bewilligen. Nach mehreren Wochen
- oftmals eher Monaten — endet der Rechtsstreit dann durch einen Vergleich, wo-
nach die Parteien auBer Streit stellen, dall das Arbeitsverhiltnis erst aufgrund
ordentlicher Kiindigung zu einem bestimmten Datum enden wird und darlber
hinaus der Arbeitgeber eine Sozialabfindung bezahlt.

Nach der Rechtsprechung zahlreicher Landesarbeitsgerichte sind die Sozial-
abfindungen als Vermoégenswerte im Rahmen der subjektiven Bewilligungs-
voraussetzungen einzusetzen®. Haufig mull deshalb der Rechtspfleger nach Ab-
schluB des Rechtsstreites die Zahlungsbestimmungen ab3dndern und entweder eine
Ratenzahlung festsetzen oder, wenn die Sozialabfindung entsprechend hoch ist, eine
Zahlung aus dem Vermogen anordnen. Insoweit kommt es haufig zu einer zeit-
nahen, doppelten Priifung der subjektiven Bewilligungsvoraussetzungen und folg-
lich zur Inanspruchnahme der gerichtlichen Personalressourcen. Zunachst priift der
Richter im Rahmen der Bewilligungsentscheidung auch die subjektiven Voraus-
setzungen und, nach AbschlufR des Rechtsstreites, sodann der Rechtspfleger im
Rahmen des Uberpriifungsverfahren nach § 120 Abs. 4 ZPO.

Im Sinne eines effizienten Einsatzes der Personalressourcen ist es angebracht, das
ProzeRkostenhilfebewilligungsverfahren von vornherein funktionell, und soweit es
die Arbeitsgerichte angeht, auch zeitlich aufzuspalten. Dem Richter sollte lediglich
die Entscheidung betreffend der objektiven Bewilligungsvoraussetzungen - die
hinreichende Erfolgsaussicht und die fehlende Mutwilligkeit — obliegen. Erst nach
AbschluB des Rechtsstreites sollte dann der Rechtspfleger auf Grundlage des ab-
geschlossenen Verfahrens Ulber die subjektiven Bewilligungsvoraussetzungen ent-
scheiden.

Fiir die funktionelle Aufspaltung des Bewilligungsverfahrens spricht, daRR die Rechts-
pfleger liber die besseren Kenntnisse hinsichtlich der subjektiven Bewilligungs-
voraussetzungen verfiigen, etwa welche Vermoégenswerte in Ansatz zu bringen sind
und welche Schonbetrage abgesetzt werden kénnen. Dariiber hinaus kann auf diese
Art eine Vielzahl von Uberpriifungsverfahren nach §120 Abs. 4 ZPO vermieden
werden. Wird bereits im Rahmen des Bewilligungsverfahrens hinsichtlich der
subjektiven Bewilligungsvoraussetzungen die entsprechende Aufklarung durch den

44 Zoller/ Philippi, 25. Auflage 2005, § 119 ZPO Rn. 44 ff.; LAG Berlin BeschluR vom 07. Juni 1982 — 12 Ta
6/82, KostRsp. ZPO § 114 Nr. 67.

4 LAG Baden-Wiirttemberg BeschluR vom 12. Januar 1988 — 5 Ta 1/88 — n.v.; BeschluB vom 02. September
2004 - 15 Ta 15/04; LAG Berlin BeschluB vom 11. Februar 1983 — 9 Sa 126/82 — LAGE § 115 ZPO Nr. 6; LAG
Hamburg Beschluf vom 13. August 1997 —1 Ta 3/97 — LAGE § 115 ZPO Nr. 52; LAG Hamm BeschluR vom
19. Februar 2003 — 18 Ta 40/03 — NZA-RR 2003, 381; LAG Niirnberg BeschluB vom 27. Januar 2000 -3 Sa
140/99 — MDR 2000, 588; BeschluR vom 24. August 1989 — 4 Ta 39/89 — LAGE § 115 ZPO Nr. 40; LAG
Niedersachsen Beschluft vom 26. Juli 1998 —16 Ta 143/98 — LAGE § 120 ZPO Nr. 32; LAG Rheinland-Pfalz
Beschlull vom 06. Marz 1995 — 4 Ta 14/95 — LAGE § 115 ZPO Nr. 51.
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Rechtspfleger selbst herbeigefiihrt, so ist es diesem viel einfacher moglich, die Frage
zu kldren, ob ein Uberpriifungsverfahren durchzufiihren oder dieses bereits vor
seiner Einleitung einzustellen ist.

Durch eine zeitliche Aufspaltung des Bewilligungsverfahrens kann auch gewahr-
leistet werden, da das Hauptsacheverfahren nicht dadurch verzégert wird, dal der
Richter mehrfach Anfragen und Nachforderungen bzgl. einzelner Nachweise und
Belege veranlassen muB. Zugleich fiihrt eine auf die Zeit nach Verfahrensabschluf
verschobene Priifung der personlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen dazu,
daf} die Frage der Anordnung von Raten und Zahlungen aus dem Vermégen sicherer
beurteilt werden kann. Nebenbei hatte dies auch den Effekt, daR das Vergiitungs-
festsetzungsverfahren erst beginnen kann, wenn aus Sicht des Rechtspflegers alle
erforderlichen Unterlagen mit aktuellen Nachweisen vorliegen. Insoweit steht zu
erwarten, daB der betreffende Rechtsanwalt in einem groReren MalR auf Voll-
standigkeit der erforderlichen Unterlagen hinwirken wird.

Auch unter Beschleunigungsgesichtspunkten ist eine zeitliche Aufspaltung des
Verfahrens angezeigt. Das Beschwerderecht der Vertretung der Staatskasse ist
gemaR §127 Abs. 2 ZPO i.V.m. §127 Abs. 3 ZPO auf die subjektiven Bewilligungs-
voraussetzungen beschrankt. Wahrend des Laufes des Hauptsacheverfahrens ist dies
miflich, da die Vertretung der Staatskasse zumindest in Baden-Wiirttemberg fiir alle
Arbeitsgerichte des Landes beim Landesarbeitsgericht in Stuttgart angesiedelt ist.
Damit die Vertretung der Staatskasse ihr Beteiligungs- und Beschwerderecht aus-
tben kann, missen die Akten dorthin bersandt werden. Auch bei zligiger Hand-
habung stehen die Akten einige Tage nicht zur Verfligung. Wird eine Beschwerde
eingelegt, so missen die Akten moglicherweise mehrfach versandt werden, was im
Extremfall dazu fiihren kann, dal der zunachst bestimmte Kammertermin in Er-
mangelung der Akte verschoben werden muR bzw. das Beschwerdeverfahren bis
zum AbschluB der Instanz zuriickgestellt wird.

Sicherlich steht eine Arbeitsverdichtung bei den Rechtspflegern zu erwarten. Durch
die Ubertragung dieses Teils des Bewilligungsverfahrens auf die Rechtspfleger, kann
jedoch der Arbeitsanfall im Laufe des Uberpriifungsverfahrens deutlich reduziert
werden. Zum einen kennt der Rechtspfleger dann bereits das Ergebnis des Rechts-
streites und hat selbst all die Unterlagen, welche er fiir erforderlich halt, vollstandig
in den Akten. Bei der Uberpriifung kann er sich in weit héherem MaRe als dies heute
im Rahmen von § 120 Abs. 4 ZPO der Fall ist, der Unterstiitzung der Rechtsanwalte
sicher sein. Im richterlichen Bereich wiirde auf alle Fille eine Entlastung herbei-
gefiihrt werden.

b. Aufhebung des § 112 ArbGG

In die gleiche Richtung geht schlieRlich auch die Frage, ob § 11a Abs. 1 und 2 ArbGG
heute noch zeitgemaR sind. Bereits dann, wenn sich ein beklagter Arbeitgeber gegen
eine Klage unter Zuhilfenahme eines Rechtsanwaltes verteidigt und die klagende
Partei anwaltlich nicht vertreten ist, hat das Gericht auf Antrag der klagenden Partei
dieser einen Rechtsanwalt beizuordnen. Anders, als im Rahmen der Bewilligung von
ProzelRkostenhilfe, kann die Beiordnung nur unterbleiben, wenn sie aus besonderen
Griinden nicht erforderlich ist, was bei der Komplexitat der Fragen des Arbeitsrechts
nur selten der Fall sein wird, oder wenn die Rechtsverfolgung offensichtlich mut-
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willig ist*®. Die offensichtliche Mutwilligkeit ist allerdings weit schwerer fest-
zustellen, als die hinreichende Erfolgsaussicht. Offensichtliche Mutwilligkeit kann
nur dann angenommen werden, wenn die Rechtsverfolgung auf den ersten Blick
ohne nahere Priifung erkennbar aussichtslos ist¥’. Nur bei derart offensichtlichen
Fallen aussichtsloser Rechtsverfolgung oder —verteidigung darf ein Antrag nach § na
ArbGG zuriickgewiesen werden.

Diese Voraussetzungen sind derart hoch, dal im Regelfall einer ,,nur” aussichtslosen
Rechtsverfolgung eine Beiordnung nach § 11a ArbGG nicht abgelehnt werden kann.
Weiter ist zu beachten, dass § 11a Abs. 1 und 2 ArbGG zur Herstellung der Waffen-
gleichheit®® nicht zwingend ist. Das tber § 11a Abs. 3 ArbGG geltende Recht der
Prozelkostenhilfe nach §§ 114 ff. ZPO halt mit § 121 Abs. 2 Satz 1 Variante 2 ZPO eine
Regelung bereit, welche die Herstellung der Waffengleichheit sichert. Folglich ist es
angezeigt, sowohl zur Schonung des Staatshaushaltes als auch zur Vermeidung
vollig aussichtsloser Klagen die Vorschrift des § 11a Abs. 1 und 2 ArbGG grundsatzlich
zu Uberdenken, d.h. abzuschaffen.

3. Anderungen im Bereich der Rechtsweg- und der értlichen Zustindigkeit

Im Folgenden werden noch einige Fragen aus dem Bereich des Zustandigkeitsrechts
aufgeworfen. Sowohl hinsichtlich der 6rtlichen Zustandigkeit als auch hinsichtlich
der Rechtswegzustandigkeit, ist ein Modernisierungsbedarf gegeben.

a. Veranderung des Gerichtsstandes nach § 29 ZPO

Als ein weithin leidiges Problem gerade der ersten Instanz, stellt sich die Frage der
Auslegung des § 29 Abs. 1 ZPO dar. Jeder Arbeitsrichter der Eingangsinstanz kennt
Falle, in denen ihn ein Rechtsstreit im Rahmen einer Verweisung durch einen wohl-
meinenden Kollegen ereilt. Nicht gemeint sind insoweit die Fille, in denen ver-
sehentlich eine Klage zu einem offensichtlich ortlich unzustandigen Arbeitsgericht
erhoben wird und dieses ortlich unzustandige Gericht den Rechtsstreit an das ortlich
zustandige Arbeitsgericht verweisen muf3#*. Auch soll es vorkommen, daf? Rechts-
anwadlte eine Klage zu einem Arbeitsgericht erheben, welches zwar durchaus zu-
standig sein konnte, sie aber die Hoffnung hegen, daR der Rechtsstreit an das
eigentlich ,,gewiinschte® Arbeitsgericht unanfechtbar verwiesen wird.

Das eigentliche Problem stellt sich im Rahmen der Auslegung des § 29 ZPO. Nach
§ 29 Abs. 1 ZPO ist fiir Streitigkeiten aus einem Vertragsverhaltnis und tiber dessen
Bestehen das Gericht des Ortes zustandig, an welchem die streitige Verpflichtung zu
erfillen ist.

Der fiir § 29 Abs. 1 ZPO mafgebende Erfiillungsort ist gem. § 269 Abs. 1 BGB aus der
Natur des Arbeitsverhdltnisses zu bestimmen. Dabei ist in der Regel von einem
einheitlichen (gemeinsamen) Erfiillungsort auszugehen*. Dies ist der Ort, an dem

4 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Gloge, 5. Auflage 2004, § 11a ArbGG Rn. 58.

4 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Gloge, 5. Auflage 2004, § 1a ArbGG Rn. 61; LAG Diisseldorf
Beschlufl vom 29. Oktober 1986 — 14 Ta 245/86 — LAGE § 11a ArbGG 1979 Nr. 4 = JurBiiro 1987, 440.

8 Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Gloge, 5. Auflage 2004, § 11a ArbGG Rn. 1.

49 Unerwahnt sollen in diesem Zusammenhang aber nicht die Falle bleiben, in welchen quasi absprache-
gemal die Rechtsantragstelle eines Arbeitsgerichts Klagen aufnimmt, welche zum eigenen Gericht
erhoben werden und zugleich die Verweisung an ein anderes oft genug mit vollstandiger Anschrift
bereits bezeichnetes Arbeitsgericht beantragt wird.

5° So BAG, Urteil vom 9. Oktober 2002 — 5 AZR 307 / 01— AP Nr. 18 zu § 38 ZPO Internationale Zustandig-
keit = EzA § 29 ZPO 2002 Nr. 1= NZA 2003, 339.
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der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung zu erbringen hat, also der tatsichliche
Mittelpunkt seiner Berufstatigkeit®'. Ist die Arbeit an standig wechselnden Orten zu
erbringen, so richtet sich der Erflillungsort bei ,,weisungsgebundener Entsendung”
nach dem Ort des Betriebes, von dem aus der Arbeitnehmer seine Weisungen er-
halt’®. Bei Zuweisung eines festen raumlichen Bezirks soll sich hingegen der ge-
meinsame Erfiillungsort aus dem Wohnsitz des reisenden AuBendienstmitarbeiters
ergeben, von welchem aus der die Reisetatigkeit im Wesentlichen ausiibt>. Anderer-
seits wird auch vertreten, dal es einen derartigen gemeinsamen Erfullungsort bei
AuBendienstmitarbeitern nicht gibt und es folglich bei den allgemeinen Regelungen
bleibt®*.

Gerade im Bereich des Baugewerbes oder des Gebadudereinigerhandwerkes — um nur
zwei Branchen zu nennen — kommt es vor, dafl ein Arbeitsverhdltnis beispielsweise
ausschlieflich in Hamburg vollzogen wird. Mit der etwa in Miinchen ansdssigen
Unternehmung hat das Arbeitsverhaltnis nur insoweit zu tun, als von dort die ent-
sprechenden Lohnabrechnungen und Gehaltszahlungen veranlaBt werden. In
Hamburg gibt es keine Niederlassung und keinen Unternehmenssitz. In einem
solchen fiktiven Fall wird man schwerlich einen Gerichtsstand tiber die §17 und § 21
ZPO in Hamburg begriinden kénnen. Aber auch nach §29 Abs. 1 ZPO fillt es
manchem Arbeitsrichter schwer, einen solchen in Hamburg anzunehmen und einen
Beschlul’ entsprechend zu begriinden. Er verweist folglich den Rechtsstreit mangels
ortlicher Zustandigkeit des Arbeitsgerichts Hamburg an das Arbeitsgericht Miinchen.
Das Arbeitsgericht Miinchen, welches von den wenigen Fallen greifbarer Gesetzes-
widrigkeit (Willkiir) abgesehen, an diese Entscheidung gebunden ist, muR
moglicherweise — um den in Hamburg geschehenen Lebenssachverhalt aufzuklaren
—Zeugen vernehmen.

In der Natur der Sache liegt es, daR diese Zeugen sich im fiktiven Beispielsfall in
Hamburg befinden werden. Der Richter in Miinchen steht nun vor der Frage, die
Beweisaufnahme durch einen ersuchten Richter in Hamburg durchfiihren zu lassen
oder die in Hamburg ansassigen Zeugen selbst am eigenen Gerichtssitz in Miinchen
zu vernehmen. Letzteres Vorgehen verursacht in nicht unerheblichem Umfang
Auslagen fiir die Zeugen, insbesondere Reise- und Ubernachtungskosten. Im Sinne
einer effektiven Arbeitsrechtspflege konnte der Gesetzgeber liber einen besonderen
Gerichtsstand fiir solche Falle nachdenken. Dadurch kénnte zumindest teilweise der
»Verweisungskreisel“*® der Arbeitsgerichte beendet werden. Im Sinne einer
modernen und biirgernahen Arbeitsrechtspflege ist es wiinschenswert, den 6rtlich
naher am Geschehen befindlichen Arbeitsrichter mit der Durchfiihrung des ent-
sprechenden Rechtsstreites zu befassen.

5" BAG, Urteil vom 9. Oktober 2002 -5 AZR 307/ 01—-a.a.O.

52 Grunsky, 7. Aufl., § 2 ArbGG Rn. 39a, LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 29. November 1984 — 8 Sa 694 / 84
—NZA 1985, 540.

$3 BAG, Urteil vom 12. Juni 1986 — 2 AZR 398 / 85 — AP Nr. 1 zu Art. 5 Briisseler Ubereinkommen = EzA § 269
BGB Nr. 2 = NJW RR 1988, 482; LAG Bremen, BeschluR vom 3. September 2003 -2 Ta 33 / 03 — LAGE § 36
ZPO 2002 Nr. 2 = NZA RR 2004, 323.

4 Ostrop/Zumkeller, Die ortliche Zustandigkeit im Urteilsverfahren bei AuRendienstmitarbeitern, NZA
1994, 644 mit zahlreichen Nw. aus der Rspr. der Instanzgerichte.

55 Vielleicht in der Hoffnung, die Geschdftsverteilung des Arbeitsgerichts Hamburg werde den ver-
weisenden Richter als den zustandigen bestimmen.

56 Gravenhorst, Anmerkung zu Hessisches LAG BeschluB vom 8. Januar 2004 — 1 AR 36/03 — LAGE § 48
ArbGG Nr.16.
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b. Rechtswegzustandigkeit

Weiter kénnen ohne Auflosung der Arbeitsgerichtsbarkeit Synergieeffekte dadurch
erzielt werden, daB fir Verfahren einheitliche Rechtswegzustandigkeiten begriindet
werden. Es entspricht der standigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, dal
betreffend der Arbeitspapiere nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 lit. e ArbGG, fiir deren Herausgabe
zwar die Gerichte fiir Arbeitssachen zustandig sind, fiir deren inhaltliche Richtigkeit
jedoch die Finanz- bzw. Sozialgerichte®’. Hier ware es unter dem Gesichtspunkt einer
biirgerfreundlichen Justiz angezeigt, diese Zustandigkeitsspaltung zu liberdenken.
Bereits mit der Arbeitsgerichtsnovelle vom 21.05.1979% wollte der Gesetzgeber durch
die Klarstellung die davor bestehende Rechtsprechung der Obergerichte>® korrigiert
wissen. Sowohl die Lohnsteuerkarte als auch die Bescheinigung nach § 312 SGB lII
sind Arbeitspapiere i. S. d. § 2 Abs. 1 Nr. 3 lit. e ArbGG. Aus dem Gesichtspunkt der
Biirgerfreundlichkeit sprechen gute Griinde dafiir, diese Verfahren sowohl hinsicht-
lich der Erteilung als auch der inhaltlichen Richtigkeit der entsprechenden
Bescheinigung, insgesamt den Gerichten fiir Arbeitssachen zuzuweisen. Es ist kaum
vertretbar, einen Arbeitnehmer zunachst auf den Klageweg zu den Gerichten fiir
Arbeitssachen hinsichtlich der Erteilung einer Bescheinigung nach § 312 SGB Il zu
verweisen, er jedoch nach erfolgter Herausgabe die inhaltliche Richtigkeit der Be-
scheinigung vor den Sozialgerichten erstreiten mulR. Hier ist eine entsprechende
Neuordnung der Zustandigkeiten angezeigt.

Ein dhnliches Problem stellt sich auch im Rahmen des Sonderkiindigungsschutzes fiir
Schwerbehinderte und Gleichgestellte nach §§ 85 ff. SGB IX, Arbeitnehmerinnen im
Mutterschutz nach § 9 Abs. 3 MuSchG sowie Arbeitnehmer in Elternzeit nach §18
Abs. 1Satze 2 und 3 BErzGG. Hier kommt es zum Parallellauf verschiedener Verfahren
in unterschiedlichen Rechtswegen, die sich nicht selten wechselseitig blockieren. Zu
uberlegen ist, die Anfechtung einer behérdlichen Zustimmungsentscheidung sowohl
nach SGB IX als auch nach Mutterschutzgesetz und Bundeserziehungsgeldgesetz,
auf die Arbeitsgerichte zu tGbertragen.

Insoweit ist zuzugeben, daR die Verwaltungsgerichte in diesen Fragen liber hohe
Kompetenz verfiigen. Allerdings kommt es auch immer wieder dazu, dal ein ent-
sprechender Kiindigungsschutzrechtsstreit im Falle eines Widerspruchs gegen die
Zustimmungsentscheidung zur Vermeidung einer spateren Restitutionsklage aus-
gesetzt wird, bis eine rechtskraftige Entscheidung im Verwaltungsrechtsweg er-
gangen ist.

Die Schwierigkeiten, die fiir die Parteien eines Kiindigungsschutzrechtsstreites
hiermit verbunden sind, liegen auf der Hand. Das Annahmeverzugsrisiko eines
Arbeitgebers, der zundchst ein mehrjahriges verwaltungsgerichtliches Verfahren
ohne besondere Beteiligungsrechte und hernach noch ein moglicherweise ebenfalls
zwei Jahre dauerndes arbeitsgerichtliches Verfahren durch drei Instanzen abwarten

57 BAG Urteil vom 13. Juli 1988 — 5 AZR 467/87 — BAGE 59,169 = AP Nr. 11 zu § 2 ArbGG 1979 = EzA § 133 AFG
Nr. 2 = NZA 1989, 321 = NJW 1989, 1947; BAG BeschluR vom 11. Juni 2003 — 5 AZB 1/03 — AP Nr. 84 zu § 2
ArbGG 1979 = EzA § 2 ArbGG 1979 Nr. 59 = NZA 2003, 877 = NJW 2003, 2629; ErfK-Koch, 5. Auflage 2005,
§ 2 ArbGG Rn. 25 auch mit Nachweisen zur Gegenansicht; a.A. Germelmann/Matthes/Priitting/Mdiller-
Gloge, 5. Auflage 2004 § 2 ArbGG Rn. 77 ff.

¢ BGBI. 11979, 853.

% Grundlegend Gemeinsamer Senat der Obersten Gerichtshéfe des Bundes, BeschluR vom 4. Juni 1979 —
GmS-OGB 2/73 — AP Nr. 3 zu § 405 RVO = NJW 1974, 2087 = BB 1975, 97 = DB 1975, 216; BAG Urteil vom
o1. April 1976 — 4 AZR 96/75 — AP Nr. 34 zu § 138 BGB = EzA § 138 BGB Nr. 16 = BB 1976, 1079.
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mul3, sieht sich wirtschaftlichen Problemen gegeniiber, wenn das Bundesarbeits-
gericht die Kiindigung fiir unwirksam erklart.

Aber auch der Arbeitnehmer ist in einem solchen Fall einer mehrjahrigen Rechts-
unsicherheit ausgesetzt. Jeder Richter und jeder ProzeRbevollmachtigte weild um die
Besonderheit eines schwebenden Prozesses fiir die Psyche eines Arbeitnehmers. Die
Belastung, die ein Arbeitnehmer dadurch erfahrt, dal er Gber mehrere Wochen,
Monate, ja sogar Jahre hinweg sich im Unklaren Uber den Fortbestand seines
Arbeitsverhaltnisses befindet, fuihrt nicht selten genug dazu, daR er dieser Belastung
kaum noch gewachsen ist. Fiir einen Arbeitnehmer, der nicht weil3, ob er noch in
einem Arbeitsverhaltnis steht, ist es schwierig, dieses loszulassen, oftmals mit der
Sorge, daR — wenn er eine neue Beschaftigung aufnimmt — er moéglicherweise liber-
haupt nicht mehr in das alte Arbeitsverhaltnis zurlickkehren kann. Daneben ist dieser
Schwebezustand — vor dem Hintergrund der hohen Arbeitslosigkeit und der haufig
fehlenden Moglichkeit, ein neues Arbeitsverhdltnis einzugehen — mit massiven
wirtschaftlichen Schwierigkeiten verbunden. Um keinen falschen Eindruck zu er-
wecken: Es geht nicht darum, die Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte zu be-
schneiden, um damit die Zustandigkeit der Gerichte fiir Arbeitssachen zu erweitern
und deren ,Uberleben als eigenstandige Gerichtsbarkeit zu sichern, zumal dieser
Parallellauf auch bei nur noch zwei Gerichtsbarkeiten bestehen bliebe.

IV. Ausblick auf das Berufungsverfahren

Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt aus Sicht eines Richters der Eingangsinstanz,
betrifft diese lediglich im Reflex. Die Landesarbeitsgerichte als Berufungsgerichte
miissen als volle Tatsacheninstanzen erhalten bleiben.

Aus Sicht eines Richters in der Eingangsinstanz ist die Beibehaltung der Landes-
arbeitsgerichte als volle Tatsacheninstanz geboten. Sicherlich ist nicht in Abrede zu
stellen, daR die Obergerichte aus haushalterischen Gesichtspunkten kostentrachtig
sind. Allerdings fiihrt die Beibehaltung der zweiten Instanz als Tatsacheninstanz mit
den vorhandenen Beschrankungen hinsichtlich neuen Vorbringens in der zweiten
Instanz dazu, daR die Prozesse in erster Instanz ziigiger bearbeitet werden kénnen.

Das bedeutet nicht, daB die Eingangsinstanz wegen des Bestehens einer vollen
zweiten Tatsacheninstanz, den dem Rechtsstreit zu Grunde liegenden Sachverhalt
nicht aufzukldren und moglichst oberflachlich und liickenhaft festzustellen hat.
Dariiber hinaus ware man als Richter der Eingangsinstanz aufgrund des Zuriick-
verweisungsverbotes nach § 68 ArbGG auf der sicheren Seite, denn mit diesem
Rechtsstreit konnte man nicht mehr befallt werden. Haufig genug erlebt es der
Richter der Eingangsinstanz, nachdem der entscheidungserhebliche Sachverhalt im
Urteil festgestellt wurde, dal3 die Parteien erst in die Lage versetzt werden, den
eigentlichen rechtlichen Schwerpunkt ihres Rechtsstreites zu erkennen.

Wiirde man die zweite Instanz lediglich noch zur Rechtspriifung einsetzen, ware § 68
ArbGG nicht mehr haltbar, denn die Landesarbeitsgerichte miiRten die erstinstanz-
lichen Entscheidungen aufheben und die Sache zur Neuverhandlung in die erste
Instanz zurlickverweisen. Fehle es nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts
betreffend eines entscheidungserheblichen Punktes an ausreichenden tatsachlichen
Feststellungen im angegriffenen Urteil, so stellt eine Zurlickverweisung sicherlich
einen zeitintensiveren Weg dar. Mit dem Beschleunigungsgrundsatz des § 9 Abs. 1
Satz 1 ArbGG ist dies kaum vereinbar.
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Sicherlich kann man im Sinne einer Vereinheitlichung des Berufungsrechtes dariiber
nachdenken, § 67 ArbGG und § 531 ZPO einander anzugleichen. Es sollte nicht aus
dem Auge verloren werden, dall mit Einfihrung einer bloRen Rechtspriifung in
zweiter Instanz, das erstinstanzliche Verfahren erheblich befrachtet wird. Die erste
Instanz wird moéglicherweise dazu neigen auch abseitigeren Vortrag zu uberpriifen,
um keine Zurlickverweisung zu riskieren. Ob dies allerdings dann noch, wie von § 57
Abs. 1 Satz 1 ArbGG vorgesehen, in einem Kammertermin zu erledigen ist, erscheint
zweifelhaft. Effizienzsteigerungen waren moglicherweise auch anders als durch die
Abschaffung der Berufungsgerichte auch als Tatsachengerichte denkbar, etwa durch
eine maRvolle Anhebung der bisherigen Berufungsgrenze von € 600.

V.  SchluBbetrachtungen

Eine moderne arbeitsgerichtliche Eingangsinstanz mufR neben einer prozel3-
ordnungsgemalen Abwicklung von Rechtsstreitigkeiten immer auch das Arbeits-
verhaltnis — ein Dauerschuldverhaltnis ganz besonderer Art —im Auge behalten. Das
Arbeitsverhaltnis bindet die Vertragsparteien auch heute noch iiber Jahre und Jahr-
zehnte hinweg. Das Arbeitsverhiltnis ist — so hat das BAG im mehreren Ent-
scheidungen, insbesondere zum Weiterbeschaftigungsanspruch wahrend der Dauer
des Kiindigungsschutzverfahrens zum Ausdruck gebracht — ein besonders wichtiger
Teil des allgemeinen Persénlichkeitsrechtes eines jeden Arbeitnehmers®. Wenn es in
diesem Dauerschuldverhaltnis zu Streitigkeiten kommt, bedarf es einer ziigigen
Herbeifiihrung von Rechtssicherheit. Dies ist notwendig sowohl fiir die Arbeit-
nehmer, als auch fiir die Arbeitgeber. Fiir beide Parteien ist eine iiberlange Ver-
fahrensdauer bei den Gerichten fiir Arbeitssachen unter keinem Gesichtspunkt
hinnehmbar. Ein Uber Jahre dauernder Kiindigungsschutzrechtsstreit vernichtet oft
genug die Existenz von Unternehmen. Dies kann nicht Sinn und Zweck einer Reform
sein.

Nun mochte ich den Bogen zuriickschlagen zum Ausgangspunkt meiner Be-
trachtung, namlich der Frage, ob eine eigenstindige Arbeitsgerichtsbarkeit die
bessere Alternative ist. Die Diskussion liber die Zusammenlegung der Gerichte fiir
Arbeitssachen mit der ordentlichen Justiz und den damit erhofften Synergie- und
Einspareffekten scheint mir eher zweifelhaft. Die Arbeitsgerichte stellen bei aller
Kritik an einzelnen Entscheidungen, die gelegentlich geilibt wird, einen zuverlassigen
Huter des Arbeitsrechtes dar. Die Materie des Arbeitsrechtes hat in den vergangenen
Jahrzehnten sicherlich einen besonderen Spezialisierungsgrad der damit befaf3ten
Personen hervorgebracht. Nicht ohne Grund hat die Anwaltschaft bereits friihzeitig
einen Fachanwalt fiir Arbeitsrecht eingefiihrt. Durch eine Aufhebung der Gerichte
fiir Arbeitssachen und deren Eingliederung in die ordentliche Justiz — etwa in be-
sondere Spruchkorper, wie eine Kammer fiir Arbeitssachen — werden keine groBen
Einspareffekte erzielt werden. Sicherlich wiirde durch eine Aufhebung der Arbeits-
gerichte als eigenstandige Gerichte die Zahl der Prasidenten- und Direktorenstellen
in der Arbeitsgerichtsbarkeit reduziert werden. Sie fielen namlich weg. Ob allerdings
effektiv ein Einsparpotential gegeben ist, ist eine ganz andere Frage. Moglicherweise
werden die dann zur Aufnahme der Arbeitsrichter erkorenen Amts- oder Land-
gerichte, durch die Aufnahme der Arbeitsrichter so grof3, daR sie weitere Funktions-
trager bendtigen.

o BAG BeschluB vom 27.02.1985 — GS 1/84 — BAGE 48, 122 = AP Nr. 14 zu § 611 Beschiftigungspflicht = EzA
§ 611 BGB Beschaftigungspflicht Nr. 9 = NZA 1985, 702 = NJW 1985, 2968.
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Das System der Zentralgerichte mit AuBenkammern, die sich kraft Delegation —
soweit zweckmaRBig — selbst verwalten, hat sich besonders gut bewahrt®. Seit
mehreren Jahren arbeite ich nun an einem Gericht, welches neben dem Hauptsitz in
Freiburg, zwei weitere Standorte in Offenburg und Villingen-Schwenningen hat.
Derzeit sind am Arbeitsgericht Freiburg 16 Richter tatig, wovon jeweils sechs am
Stammsitz in Freiburg, sechs weitere in Villingen-Schwenningen und vier in
Offenburg tatig sind. Gleichwohl hat das Gericht nur eine Prasidentin und einen
Vizeprasidenten und deckt doch anndhernd den Zustandigkeitsbereich von vier
Landgerichten ab. Auch fehlende Flexibilitat des Personaleinsatzes bei Richtern und
Rechtspflegern kann nicht festgestellt werden. Die Frage, ob man am Stammgericht
oder an einer der AuRenkammern des Gerichts tatig ist, ist eine Frage der Geschafts-
verteilung, welche das Prasidium des Gerichts regelt, keine Frage einer Versetzung
oder einer Abordnung. Dadurch ist es dem Prasidium méglich, auf entsprechende
Schwankungen bei Fallzahlen oder auf mittelfristige Ausfalle einzelner Richter im
Rahmen der vorhandenen Ressourcen zu reagieren. Ob im Falle einer Integration der
Arbeitsgerichte in die ordentlichen Gerichte der Personaleinsatz tatsachlich flexibler
wird, darf zumindest angezweifelt werden.

& Zu diesem Aspekt ausfiihrlich Francken, Das Neue Steuerungsmodell und die Arbeitsgerichtsbarkeit,
NZA 2003, 457, 460 f.
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Edda Huther
Prasidentin des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs und des Oberlandesgerichts
Miinchen

THESEN

1. Eine ,GroRe" Justizreform ist nur gerechtfertigt, wenn der derzeitige Zustand
der Justiz gravierende Defizite aufweist oder wenn die erwogenen MafRnahmen
einen beachtlichen Effizienzgewinn versprechen. Solche Defizite sind nicht er-
sichtlich und Effizienzgewinne sind nur sehr beschrankt zu erwarten.

2. Die Zusammenfassung der Gerichtsbarkeiten wiirde die dritte Gewalt ins-
gesamt starken.

3. Eine Harmonisierung der Prozefordnungen wadre ein Schritt zur groReren
Transparenz der Gerichtsbarkeit.

4. Vor neuen Reformschritten im ZivilprozeRrecht sollten die Ergebnisse der
Evaluierung der zum 1.1.2002 in Kraft gesetzten Anderungen abgewartet
werden. Weitere Einschrankungen im Berufungsrecht sind nicht zielfiihrend. Sie
belasten im Ergebnis nochmals die erste Instanz. Diese kann nicht so gestarkt
werden, dal} dennoch ausreichender Rechtsschutz gewahrleistet ist. Die Beru-
fung sollte zweite Tatsacheninstanz sein.

5. Eine groRere Flexibilitat im Richtereinsatz ist wiinschenswert. Sie st6f3t aber an
sehr enge verfassungsrechtliche Grenzen. Ein ,GroRes Prasidium® ist er-
wagenswert. Eine Ausweitung des Instituts eines weiteren Richteramts nahert
sich einer unzulassigen Versetzung.

6. Im Bereich der NachlaBsachen ist eine Zustandigkeitsiibertragung auf die
Notare erwagenswert.

7.  Effizienzverbesserungen bei der Zwangsvollstreckung sind notwendig. Sie sind
jedoch durch eine isolierte Privatisierung des Gerichtsvollzieherwesens nicht er-
reichbar. Notwendig ist vielmehr eine enge Zusammenfiihrung und Vernetzung
des gesamten Zwangsvollstreckungswesens bei den Amtsgerichten.

8. Die konsensuale Streitbeilegung ist im auBergerichtlichen Bereich wie bei
anhangigen Verfahren zu férdern.

9. Die Qualitdt der Justiz kann durch dezentrale und verpflichtende Fortbildung
weiter verbessert werden. Die Weitergabe von beruflicher Erfahrung muR
strukturiert und institutionalisiert werden. ,Lernen vom Besten“ und die Ver-
gleiche der Verfahrensweisen und der Organisation verschiedener Gerichte sind
wichtige Mittel der Qualitatssicherung. Dabei ist eine moglichst grol3e Breite
der Ansatze notwendig. Die Richter missen fir solche MaBnahmen gewonnen
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werden.

10. Die Belastung der Justiz kann nicht in erster Linie durch die Modifikation des
Verfahrensrechts gemindert werden, sondern nur dadurch, daB sich der
nationale und der europarechtliche Gesetzgeber im Bereich der materiellen
Rechtsetzung Beschrankungen auferlegen.
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Axel Breinlinger
Richter am Bundesarbeitsgericht

THESEN

1. Nach 1945 hat in der (bundes-)deutschen Gesellschaft erstmals das Subsystem
der ,Wirtschaft Prioritit bekommen, nach den vorher bestimmenden Sub-
systemen ,Militar“ (Kaiser) und ,Politik” (Partei), die Wirtschaft nur als Mittel
zum Zweck verstanden hatten.

2. Grundlage dafir war zunachst der mit der totalen Niederlage Deutschlands
bestehende existentielle Mangel und der enorme Nachholbedarf. Fiir den an-
haltenden Erfolg war jedoch das Konzept der ,Sozialen Marktwirtschaft” ver-
antwortlich, das neben den ordnungspolitischen Faktoren Wahrung und
Garantie des Wettbewerbs ein besonderes deutsches System der Arbeits-
beziehungen entwickelte.

3. Dieses System der Arbeitsbeziehungen basiert im Kern auf der Uberlegung, daR
die Teilnehmer am Arbeitsmarkt ihre Regeln selbst entwickeln diirfen und
sollen. Kennzeichnend ist eine legislatorische Zurlickhaltung, die in mehreren
Strukturelementen zum Ausdruck kommt:

e Am Anfang standen lUberwiegend Strukturgesetze wie TVG und BetrVG, nur
wenige inhaltliche Schutzgesetze.

e In der Folgezeit hat der Gesetzgeber haufig von der Praxis erarbeitete
Losungen libernommen (und fortgeschrieben), aber klugerweise davon ab-
gesehen, dem Arbeitsleben ,am griinen Tisch“ entwickelte Regelungen vor-
zugeben.

e Die Arbeitsgerichte sind integraler Bestandteil dieser Selbstregulierung der
Wirtschaft, sie haben bisher aufgrund ihrer Verzahnung mit beiden Seiten
des Arbeitslebens sowohl strukturelle als auch inhaltliche Regeln entwickeln
helfen.

4. An der Arbeitsgerichtsbarkeit sind die Betroffenen selbst in auBergewdhnlich
starker Art und Weise beteiligt. Das hat in der Vergangenheit geholfen, praxis-
vertragliche Losungen pragmatisch zu entwickeln, die von den in Gerichts-
barkeit tragenden Verbédnden als (im Durchschnitt) fairer Ausgleich mitgetragen
wurden.

5. Der Wandel zur ,Informationsgesellschaft“ und ,Globalisierung” haben eine
dauerhafte strukturelle Krise verursacht, in deren Verlauf das Konzept der
»Sozialen Marktwirtschaft zunehmend in Frage gestellt wird. Die Mutation zu
einem ausgewachsenen Wohlfahrtsstaat mit korporatistischen Elementen wird
beklagt. Diese Kritik wendet sich auch der Arbeitsgerichtsbarkeit als einem Eck-
pfeiler der Arbeitsbeziehungen zu. Ihre Abschaffung wird von Teilen der Politik
gefordert und der Arbeitgeberseite teilweise begriiRt. Die dafiir angefiihrten
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,Griinde® erweisen sich jedoch bei niherer Betrachtung als Schlagworte ohne
Substanz. Die Vermutung, es handele sich um Vorwande, liegt nahe.

6. Es gibt Hinweise darauf, daRR mit der Abschaffung der Fachgerichtsbarkeiten die
Hoffnung auf ,Vereinfachung“ oder ,Deregulierung” verbunden wird. Die Auf-
fassung, die Fachgerichtsbarkeiten schiifen sich die Komplexitat ihrer Materie
selbst, verwechselt jedoch Ursache und Wirkung. Gerichte unterliegen dem
Verbot der Justizverweigerung. Mit Ausnahme des Strafprozesses entwickeln
sich alle komplexen Rechtsfragen aus der Gesellschaft selbst und mussen durch
die Gerichte beantwortet werden. Die Frage ist allenfalls, ob bei der L6sung
kiinftiger Problemkreise die Betroffenen und ihre Verbande noch wie bisher
mitwirken, oder ob dies von weniger praxisnahen Spruchkorpern erledigt
werden soll.

7. Fur (kaum belegte) Bedirfnisse der ,Personalsteuerung” wird die richterliche
Versetzungssperre als Hindernis empfunden. Es wird eingerdaumt, diese diene
der richterlichen Unabhangigkeit, die nicht eingeschrankt werden solle. Bei der
Schaffung groRRer Gerichtseinheiten werde ja auch gar nicht mehr ,versetzt”,
sondern nur gerichtsintern ,umgesetzt. Damit steht eine Umgehung des
Prinzips, dal3 keinem Richter gegen seinen Willen die Aufgabe entzogen werden
darf, zu befiirchten.

8. Das bisherige Modell der Arbeitsrechtspflege gewinnt seine Effizienz und Uber-
zeugungskraft aus dem stdndigen und intensiven Dialog zwischen den Be-
teiligten: der Richterschaft, den Arbeitgebern und ihren Verbdnden, den Ge-
werkschaften und Betriebsraten, der Rechtslehre und der (Fach-)Anwalten. Der
seit geraumer Zeit gestorte Dialog, nachdem einige Beteiligte ,,vom Tisch auf-
gestanden sind“, soll und muR so schnell wie moglich liber Sachfragen wieder
aufgenommen werden.
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I Ausgangssituation

Die Qualitat der Rechtspflege in Deutschland ist unbestritten. Von wenigen Teil-
bereichen abgesehen erfiillt sie ihren verfassungsrechtlichen Auftrag der Rechts-
gewahrung ziigig und auf hohem Niveau. Als tragende Saule unseres Rechtsstaats
genieBt die Justiz auch im internationalen Vergleich als Standortfaktor hohes An-
sehen. Sie befindet sich in vielen Bundeslandern in ihrer technischen Ausstattung auf
modernstem Stand. Sie ist dabei, ihre Arbeitstrukturen den Anforderungen der Zeit
anzupassen und mit modernen Managementmethoden ihren Ressourceneinsatz
optimal zu gestalten.

Die desolate Haushaltssituation in Bund und Landern hat allerdings bereits zu er-
heblichen Einschnitten in der Personal- und Sachausstattung der Justiz gefiihrt.
Weitere Einschnitte ohne gegensteuernde MaBnahmen gefihrden die Funktions-
fahigkeit der Justiz. Es ist irrational zu glauben, die Justiz konne von weiteren Ein-
sparmaBnahmen im Rahmen der Konsolidierung der o6ffentlichen Haushalte zu
Lasten anderer Bereiche ausgenommen werden. Dem Biirger sind ein geordnetes
Gesundheitswesen, die soziale Absicherung, der Erhalt und die Schaffung von
Arbeitsplatzen, die innere Sicherheit und noch manches mehr mindestens ebenso
existentielle Bedurfnisse wie eine funktionsfahige Rechtspflege.

Die Justiz wird sich daher darauf einstellen missen, in Zukunft einen in Teilbereichen
sogar hoheren Geschaftsanfall mit weniger Personal in gleich guter Qualitat er-
ledigen zu miissen. Ohne strukturelle Reformen kann dies jedoch nicht gelingen.

II.  Reformansatze fiir die kiinftige Aufgaben- und Organisationsstruktur der
Justiz

1. Beschrankung der Justiz auf ihre Kernaufgaben

Um auch bei immer knapper werdenden Ressourcen die Funktionsfahigkeit zu
gewahrleisten, mul’ sich die Justiz zukiinftig auf ihre Kernaufgaben beschranken.
Nur durch einen gezielten Aufgabenabbau kann die Justiz bei gleich bleibender
Qualitat der Rechtsprechung die geforderten Personaleinsparungen erbringen und
die Pensionslasten langfristig senken.

Baden-Wiirttemberg geht konsequent diesen Weg mit folgenden Projekten:

e Zum 1.Januar 2005 wurden die Aufgaben der Bewdhrungs- und Gerichts-
hilfe auf einen freien Trager Ubertragen. Mit der Privatisierung werden
langfristig nicht nur Kostensenkungen, sondern auch eine Qualitats-
verbesserung in der Sozialarbeit angestrebt. Ein freier Trager ist schon auf
Grund seiner Organisationsstruktur besser in der Lage, auf die fir die Sozial-
arbeit wesentlichen Veranderungen in den gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen mit fachlichen Konzepten zu reagieren. Erste Erfahrungen in
dem derzeit laufenden Pilotprojekt und das Beispiel Osterreich, wo die Be-
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wahrungshilfe bereits in den 6oer Jahren privatisiert wurde, bestatigen die
Erwartungen.

e Baden-Wiirttemberg strebt eine Privatisierung des Gerichtsvollzieher-
wesens an. Nach dem so genannten ,Beleihungsmodell“ kénnten Gerichts-
vollzieher als Freiberufler mit staatlicher Hoheitsmacht beliehen werden. Die
in gewissen Grenzen freie Wahl eines Gerichtsvollziehers durch den
Glaubiger wiirde eine Wettbewerbssituation mit entsprechenden Leistungs-
anreizen schaffen. Der Schutz der Schuldner bleibt durch das Verfahrens-
recht gesichert.

e Mit der von Baden-Wiirttemberg gewiinschten Registeriibertragung auf
die Industrie- und Handelskammern konnten erhebliche Personal-
ressourcen bei den Gerichten frei gesetzt werden. Die Kammern, die tber ein
breites registerrechtliches Know-how verfiigen, waren in der Lage, alle
wesentlichen Dienstleistungen von der Beratung der Unternehmen bis zur
Eintragung aus einer Hand anzubieten und so entsprechende Synergie-
effekte zu nutzen. Bislang scheitert die Umsetzung der Ubertragung aller-
dings noch am Widerstand der SPD-Bundestagsfraktion.

Auch die ,grofRe Justizreform“ hat das Ziel, bisherige Justizaufgaben auf Dritte zu
ubertragen. Neben der bereits genannten Privatisierung der Gerichtsvollzieher und
Abgabe des Handelsregisters wird die Ubertragung von Aufgaben der Freiwilligen
Gerichtsbarkeit (in den Bereichen des Familien-, Erb-, Register und Vollstreckungs-
rechts) auf Notare ins Auge gefal3t, was eine weitere Entlastung der Gerichte zur
Folge hatte.

2. Deregulierung und optimale Ressourcennutzung

Vor dem Hintergrund immer knapper werdender Ressourcen ist eine noch weiter-
gehende Deregulierung, Konzentration und Qualitatssicherung der Aufgaben in der
Rechtspflege dringend geboten.

e Ein Schwerpunkt im Bereich Deregulierung liegt in der auch von der Justiz-
ministerkonferenz  angestrebten  Vereinheitlichung der Gerichts-
verfassungen und Prozefordnungen. Die Verfahrensrechte der fiinf unter-
schiedlichen Gerichtsbarkeiten haben sich in den vergangenen Jahrzehnten
weit auseinander entwickelt. Das Rechtssystem fiir Laien und auch Fachleute
bisweilen nur noch schwer durchschaubar. Mit einer Vereinheitlichung der
Verfahrensordnungen konnte die Zahl der Vorschriften deutlich reduziert
werden. Das Ergebnis wére mehr Transparenz und Ubersichtlichkeit fiir alle
Beteiligten und damit einhergehend eine effizientere Rechtsprechung.

e Eine Neuordnung der Rechtsmittel ist liberfallig. Der Eingangsinstanz soll
grundsatzlich nur noch ein Rechtsmittel folgen. Die Rechtseinheitlichkeit
kann durch ein Vorlageverfahren fiir Fille der Divergenz und der grund-
satzlichen Bedeutung sichergestellt werden. Dies gilt gleichermaRen fiir die
ordentliche Gerichtsbarkeit wie die Arbeitsgerichtsbarkeit. Zumindest sollte
die Zulassungsberufung nach dem Vorbild der VerwaltungsprozeBordnung
an Stelle der bisherigen Berufung treten.

e Die Arbeit der Rechtsmittelgerichte mufR auf die Erledigung rechtsmittel-
wiirdiger Verfahren konzentriert werden. Sinnvoll erscheint eine Reduzie-
rung der Zahl gerichtlicher Nebenentscheidungen (z.B. liber Befangen-
heitsantrage) und Einschrankung ihrer separaten Anfechtbarkeit. Neben-
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entscheidungen sollen zukiinftig nur zusammen mit der Hauptsache an-
greifbar sein.

Die effizienteste Form der Entlastung der Gerichte besteht in der ersatzlosen
Streichung bisheriger Gerichtsaufgaben. Entlastungspotential bietet etwa
die Abschaffung des Kostenfestsetzungsverfahrens. Es besteht keine
Notwendigkeit, dem kostenerstattungsberechtigten Verfahrensbeteiligten
in einem gerichtskostenfreien Verfahren einen Vollstreckungstitel zu ver-
schaffen.

Eine erhebliche Ressourcenoptimierung und flexiblerer Personaleinsatz
lassen sich durch die Zusammenlegung der 6ffentlich-rechtlichen Ge-
richtsbarkeiten erreichen. Die Gerichtsprasidien konnten so die erheblichen
Belastungsschwankungen in den bisher separaten Gerichtsbarkeiten kurz-
fristig ausgleichen. Hiergegen immer wieder warnend hervorgehobene
QualitatseinbulRen sind nicht zu erwarten. Dies zeigt schon der Blick auf die
ordentliche Gerichtsbarkeit, in der seit jeher Rechtsgebiete, wie sie unter-
schiedlicher nicht sein konnen, problemlos unter einem Dach vereint sind
(beispielsweise Strafrecht, allgemeines Zivilrecht, Handelsrecht, Familien-
recht).

MaBnahmen der Qualitédtssicherung sind zur Gewahrleistung einer
effektiven Organisation der Zusammenarbeit und insbesondere Sicher-
stellung der Motivation aller Mitarbeiter in der Justiz unerlaBlich. Fiihrungs-
krafte in der Justiz miissen sich tber ihren eigenen Arbeitsbereich hinaus fiir
die Funktionsfahigkeit der Justiz im Ganzen interessieren und engagieren.
Behorden- und landeriibergreifendes Benchmarking ist ebenso ein ge-
eignetes Mittel fiir optimalen Ressourceneinsatz wie die Einfihrung be-
wahrter Personalentwicklungskonzepte (beispielsweise Delegation der
Personal- und Fiuhrungsverantwortung, Mitarbeitergesprache, neues
Flihrungsverstandnis).

Spezifische Anforderungen an die Arbeitsgerichtsbarkeit

Neben den bereits genannten Reformvorschlagen, wie beispielsweise die Einfiihrung
der Zulassungsberufung im ArbeitsgerichtsprozeR, gibt es im Bereich des Arbeits-
rechts weiteres Potential fiir strukturelle und qualitdtssichernde Reformen:

Auch wenn derzeit aus politischen Griinden eine Zusammenlegung der
Arbeitsgerichtsbarkeit mit der Ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht realisier-
bar erscheint, muf} spatestens nach einer Zusammenlegung der 6ffentlichen
Gerichtsbarkeiten auch uber einen solchen Schritt vorurteilsfrei diskutiert
werden diirfen.

Streitigkeiten von lberregionaler Bedeutung sollen von den hochsten Ge-
richten des Landes entschieden werden. Dies gilt jedenfalls dort, wo Streitig-
keiten wie beispielsweise liber Tarifvertraige nach §9 TVG eine weit
reichende Bindungswirkung entfalten. Statt hier den Weg durch drei
Instanzen zu erdffnen, sollte im Interesse der Ressourcenschonung und der
Sicherung der Qualitat der Entscheidungen das Landesarbeitsgericht eine
erstinstanzliche Zustandigkeit erhalten.

Den Vorsitz in Einigungsstellen iibernehmen heute schon ganz tiberwiegend
erfahrene und von Berufs wegen unparteiische Arbeitsrichter. Die Ein-
gliederung dieser Verfahren in die Arbeitsgerichtsbarkeit wiirde es er-
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moglichen, Anordnungen und Entscheidungen mit vollstreckbarem Inhalt zu
treffen und zusatzliche Verfahren uber die Zustandigkeit der Einigungsstelle
und die Mitbestimmungspflichtigkeit des Sachverhalts vermeiden.

e Die Moglichkeiten zur auRergerichtlichen Streitbeilegung durch die
zwingende Vorschaltung von Schlichtungsverfahren bei rechtlich weniger
gewichtigen Streitigkeiten (z.B. Formulierung von Arbeitszeugnissen, Inhalt
von Personalakten) sollten zukiinftig besser genutzt werden.

e Ein modernes Kiindigungsschutzrecht trigt der Realitat der Verfahren
Rechnung, indem es vor allem in Fillen der betriebsbedingten Kiindigung
nicht mehr den Bestandsschutz, sondern den Abfindungsschutz als eigent-
liches Rechtsschutzziel anerkennt und vorhersehbare Kriterien fiir die Hohe
einer solchen Abfindung vorsieht.

48



	 
	I. Einleitung 
	II. Streitschlichtung vor Beschreiten des Rechtsweges 
	1. Individualrechtliche Streitigkeiten 
	a.  Verstärkung außergerichtlicher Streitbeilegung durch Schlichtungs ausschüsse nach § 111 Abs. 2 ArbGG. 
	b.  Einrichtung von Schlichtungskommissionen durch die Tarifvertragsparteien 
	 
	c.  Betriebliche Schlichtungsstellen 
	d.  Stärkung der außergerichtlichen Streitbeilegung durch die Arbeitsvertrags-parteien selbst 
	a.  Außergerichtliche Streitschlichtung im Tarifrecht 
	b.  Außergerichtliche Streitschlichtung im Betriebsverfassungsrecht 

	3.  Weitere verfaßte Mediation nach Beschreiten des Rechtsweges  
	 
	III.  Anforderungen an das Prozeßrecht in erster Instanz 
	1.  Befugnisse der Vorsitzenden / Besetzung des Spruchkörpers 
	a.  Beibehaltung der ehrenamtlichen Richter 
	b.  Erweiterung des Kataloges nach § 55 Abs. 1 ArbGG 
	c.  Veränderung des § 55 Abs. 3 ArbGG 
	 
	d.  Einstweiliger Rechtschutz in Beschlußverfahren 

	2.  Prozeßkostenhilfe und § 11a ArbGG 
	a.  Änderungen im Prozeßkostenhilfeverfahren 
	b.  Aufhebung des § 11a ArbGG 

	3.  Änderungen im Bereich der Rechtsweg- und der örtlichen Zuständigkeit 
	 a.  Veränderung des Gerichtsstandes nach § 29 ZPO 
	b.  Rechtswegzuständigkeit 


	IV.  Ausblick auf das Berufungsverfahren 
	V.  Schlußbetrachtungen 


